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A. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Die Geschäftsführung der

Zentralgasthof Weinböhla GmbH, Weinböhla

- im Folgenden auch kurz "ZGHW" oder "Gesellschaft" genannt -

hat uns beauftragt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 unter Einbeziehung der zu-

grunde liegenden Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2021 der Gesell-

schaft nach berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prüfung

schriftlich Bericht zu erstatten.

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 1 HGB bezeichneten Größenmerkmalen als kleine

Kapitalgesellschaft einzustufen. Gemäß § 13 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrags sind Jahresab-

schluss und Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des

Dritten Buches des HGB aufzustellen und zu prüfen.

Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2

HGrG zu beachten.

Der vorliegende Prüfungsbericht ist an das geprüfte Unternehmen gerichtet. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-

baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfolgen-

den Bericht, der nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-

fungen (IDW PS 450) erstellt wurde.

Der Bericht enthält in Abschnitt B. vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die

Geschäftsführung.



- 6 -

Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten C. und D. im

Einzelnen dargestellt. Der Abschnitt D. III. enthält eine Erläuterung der Vermögens-, Finanz-

und Ertragslage der Gesellschaft. In Abschnitt E. ist das Ergebnis der Prüfung nach § 53 HGrG

dargestellt. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungsvermerk wird in

Abschnitt F. wiedergegeben.

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss (Anlage II), bestehend aus der Bi-

lanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang, sowie den geprüften Lagebericht

(Anlage I) beigefügt.

Die rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen Verhältnisse haben wir in der Anlage III darge-

stellt. Weitergehende Aufgliederungen und Erläuterungen der Posten der Bilanz und der

Gewinn- und Verlustrechnung ergeben sich aus Anlage IV.

In Anlage V haben wir den Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG dargestellt.

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten,

liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten "Allgemeine Auftragsbedin-

gungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017" zu-

grunde. 
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B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung

Die Geschäftsführung hat im Lagebericht (Anlage I) und im Jahresabschluss (Anlage II) die wirt-

schaftliche Lage des Unternehmens beurteilt.

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Aus-

führungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung im Jahresabschluss und im

Lagebericht Stellung. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung

der Lage des Unternehmens ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts gewonnen haben.

Folgende Kernaussagen im Lagebericht sind hervorzuheben:

Das Geschäftsjahr 2021 war wie auch schon das Vorjahr entscheidend durch die Corona-Virus-

Pandemie geprägt. Vor allem im Veranstaltungsbetrieb zeigten sich weiterhin weitreichende

Auswirkungen. Von Januar bis Mai sowie ab Mitte November 2021 durften Veranstaltungen

nicht durchgeführt werden. Zwischenzeitlich waren kleinere Veranstaltungen mit Einschränkun-

gen und Hygienekonzept möglich und wurden auch durchgeführt. 

Auch der Tourismus war ebenso stark von den Schließungen und Einschränkungen betroffen.

Vor diesem Hintergrund gestaltete sich die wirtschaftliche Entwicklung wie folgt:

Das Geschäftsjahr schloss bei Umsatzerlösen von TEUR 94 (Vj.: TEUR 116) mit einem Jahres-

fehlbetrag in Höhe von TEUR 222 (Vj.: TEUR 103). Im Bereich Kultur (Kartenverkäufe) wurde

bedingt durch die Verordnungen aufgrund der Corona-Pandemie eine Minderung der Umsatzer-

löse um TEUR 19 auf TEUR 33 verzeichnet. Ebenso verminderten sich die Erlöse aus der Ver-

mietung an Fremdveranstalter um TEUR 9 auf TEUR 27. Die Erlöse aus der Verpachtung des

Restaurants bewegen sich mit TEUR 13 auf Vorjahresniveau. Die Umsätze aus dem im Vorjahr

eröffneten Velocium erhöhten sich um TEUR 7 auf TEUR 8.

Trotz des Umsatzrückgangs entspricht der Materialaufwand mit TEUR 76 dem Vorjahresniveau.

Verminderten Aufwendungen für Künstlerhonorare (./. TEUR 5) und für veranstaltungsbezogene

Fremdleistungen (./. TEUR 3) steht die Veränderung der Bestandsminderung des Vorratsver-
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mögens (+ TEUR 4) sowie der um TEUR 5 erhöhte Pachtaufwand für den unterverpachteten

Gebäudeteil gegenüber, da im Vorjahr einmalig Pachtminderungen vorgenommen worden wa-

ren.

Die Personalaufwendungen erhöhten sich durch personelle Umstrukturierungen und die ganz-

jährige Besetzung einer zusätzlichen Stelle für das Velocium um TEUR 15 auf TEUR 194.

Die ordentlichen sonstigen betrieblichen Aufwendungen erhöhten sich um TEUR 29 auf

TEUR 212. Wesentlich wirkte sich hier der um TEUR 28 erhöhte Pachtaufwand für den eigens

genutzten Gebäudeteil aus, da im Vorjahr einmalig Pachtminderungen vorgenommen worden

waren. Zudem waren um TEUR 3 erhöhte Aufwendungen für Betriebskosten zu berücksichti-

gen.

Der Zuschuss des Kulturraumes für den laufenden Betrieb betrug wie im Vorjahr TEUR 135. Die

Gesellschaft bilanzierte im Geschäftsjahr 2020 zudem außerordentliche Wirtschaftshilfen in

Form der November- und Dezemberhilfe in Höhe von TEUR 60. Eine derartige Einnahme stand

in 2021 nicht zur Verfügung. Bei den Zuschüssen der Agentur für Arbeit (TEUR 23; Vj.:

TEUR 22) ist eine leichte Erhöhung festzustellen.

Der operative Cashflow betrug im Geschäftsjahr 2021 ./. TEUR 222 (Vj.: ./. TEUR 103). Die Ein-

zahlungen der Gesellschafterin in die Kapitalrücklage betrugen TEUR 175 (Vj.: TEUR 170). 

Das Eigenkapital hat sich unter Berücksichtigung des Jahresfehlbetrages in Höhe von

TEUR 222, dem die Zuzahlung der Gesellschafterin in Höhe von TEUR 175 in die Kapitalrückla-

ge gegenübersteht, gegenüber dem Vorjahr auf TEUR 123 (Vj.: TEUR 169) vermindert. Die Ei-

genkapitalquote beträgt bei einer um TEUR 17 auf TEUR 277 erhöhten Bilanzsumme 44,3 %

(Vj.: 65,0 %).

Unter den Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung führt die Geschäftsführerin Folgen-

des aus:

Risiken der künftigen Entwicklung der Gesellschaft werden insbesondere im Rückgang der För-

dermittel gesehen. Die Zuschüsse des Kulturraumes und der damit verbundene Sitzgemeinde-

anteil der Gemeinde sind unerlässlich für die Existenz der Gesellschaft. Weiterhin ist die Wett-

bewerbssituation zu beachten. Es wird immer schwieriger, attraktive Angebote zu finden, die
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auch finanzierbar sind. Andere Veranstaltungsanbieter verschärfen den Wettbewerb weiter. Die

Generierung ausreichender Deckungsbeiträge aus dem Veranstaltungs- bzw. Vermietungsge-

schäft ist von grundlegender Bedeutung für die Gesellschaft.

Da Kulturbetriebe nach ihrer Charakteristik als dauerdefizitär einzustufen sind, wird die Gesell-

schaft daher weiterhin auf Zuschüsse der Gesellschafterin angewiesen sein. Im Wirtschaftsplan

sind Zahlungen der Gesellschafterin für 2022 in Höhe von TEUR 190 vorgesehen. 

Als zentrale Maßnahme zur Gestaltung der Jahresergebnisse wird auch weiterhin die weitere

Optimierung der Veranstaltungen und Einmietungen hinsichtlich Attraktivität und Wirtschaftlich-

keit gesehen. 

Aufgrund der Allgemeinverfügung des Freistaates Sachsen zum Vollzug des Infektionsschutz-

gesetzes infolge der Corona-Virus-Pandemie musste im Jahr 2021 erneut eine Vielzahl an eige-

nen Veranstaltungen, Einmietungen und Fremdveranstaltungen abgesagt oder verschoben wer-

den. Für das Jahr 2022 besteht eine wesentliche Unsicherheit über den Wiederanlauf des Ver-

anstaltungsbetriebs. Zudem können erneute Beschränkungsauflagen durch neue Virusausbrei-

tungen nicht ausgeschlossen werden.

Daneben werden sich auch aus dem Ukraine-Krieg Auswirkungen negativer Art ergeben, die

sich in Umsatzausfällen und erheblichen Kostensteigerungen widerspiegeln können. Die Aus-

wirkungen können derzeit noch nicht konkret beziffert werden.

Wir verweisen hierzu ergänzend auf unsere nachfolgend unter Punkt II. dargestellten Ausfüh-

rungen.

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die Beurtei-

lung der Lage der Gesellschaft einschließlich der dargestellten Chancen und Risiken der künfti-

gen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung der Geschäftsfüh-

rung ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend.
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II. Feststellungen gemäß § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB

Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen

Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB hat der Abschlussprüfer im Prüfungsbericht über bei der Durch-

führung der Abschlussprüfung festgestellte Tatsachen zu berichten, welche die Entwicklung des

geprüften Unternehmens wesentlich beeinträchtigen können. In diesem Zusammenhang weisen

wir auf folgende Sachverhalte hin:

Abhängigkeit von Zuschussgewährung

Die Gesellschaft erwirtschaftet im Kulturbereich dauerhafte Verluste. Die Verluste sind im We-

sentlichen durch das gewünschte Leistungsangebot bedingt. Die Gesellschafterin führt grund-

sätzlich den Ausgleich durch Einzahlungen in die Kapitalrücklage herbei. 

Es ist zu berücksichtigen, dass der Veranstaltungsbetrieb ein risikobehafteter Bereich ist, bei

dem auch höhere Verluste nicht auszuschließen sind.

Ohne Zuschüsse des Kulturraums und ausreichende Einzahlungen der Gesellschafterin ist der

Bestand der Gesellschaft bei Aufrechterhaltung ihres Leistungsangebots nicht gewährleistet.

Sie müsste ihre Leistung bei Wegfall oder Kürzung der Mittel wesentlich reduzieren.

Auswirkungen der Corona-Virus-Pandemie und des Krieges in der Ukraine

Seit Anfang 2020 hat sich das Coronavirus (COVID-19) weltweit ausgebreitet. Auch in Deutsch-

land hat die Pandemie seit Februar 2020 zu deutlichen Einschnitten sowohl im sozialen als auch

im Wirtschaftsleben geführt. Von einer Eintrübung der gesamtwirtschaftlichen Lage ist daher

auszugehen. Die Geschwindigkeit der Entwicklung macht es schwierig, die Auswirkung zuver-

lässig einzuschätzen. Trotz des Wegfalls wesentlicher Beschränkungen im Frühjahr 2022 kön-

nen neuerliche behördliche Anordnungen und Regelungen infolge von verstärktem Pandemie-

geschehen auch im Jahr 2022 und darüber hinaus nicht ausgeschlossen werden. Die Gesell-

schaft würde sich in einem solchen Falle erneut mit dem Ausfall der Umsatzerlöse bis zur Wie-

deraufnahme der Geschäftstätigkeit konfrontiert sehen. Auch nach der grundsätzlichen Möglich-

keit, wieder Veranstaltungen durchführen zu können, ist aufgrund der noch vorhandenen Aufla-

gen und Einschränkungen mit einem erheblichen Ausfall der Einnahmen zu rechnen. 



- 11 -

Die Ergebnisentwicklung 2021 zeigt auf, dass die Gesellschaft bei Einnahmeverlusten auch in

der Lage ist, die variablen Kosten anzupassen. Gleichwohl verblieb ein negatives Betriebser-

gebnis in Höhe von TEUR 381, welches auszugleichen war. Von großer Bedeutung ist dabei die

Zuwendung des Kulturraums, welche dem Vernehmen nach wohl auch in 2022 institutionell und

nicht projektabhängig/veranstaltungsabhängig gewährt werden soll. Andere Effekte wie die au-

ßerordentliche Wirtschaftshilfe (in 2020 TEUR 60) sind indes aktuell nicht in Sicht. 

Kritisch zu betrachten sind zusätzlich die aktuellen und künftigen Preisentwicklungen infolge des

Ukrainekrieges. Diese können zu erheblichen Mehraufwendungen der Gesellschaft, insbeson-

dere im Bezug auf die Energiekosten, und zu Mindereinnahmen infolge von Energiebudgetie-

rungen sowie von reduzierter Kaufkraft potenzieller Besucher führen. Ein Gasembargo könnte

noch weitreichende Folgen für den Veranstaltungsbetrieb haben.

Im Hinblick auf die weitere Entwicklung und den weiteren Bestand der Gesellschaft besteht eine

wesentliche Unsicherheit darüber, inwieweit die Gesellschaft ihren regulären Geschäftsbetrieb

aufrecht erhalten kann. Die Gesellschaft strebt als Gegenmaßnahmen an, alle Kostensparpo-

tenziale auszuschöpfen und als zusätzliches Instrument die Kurzarbeit einzusetzen. Allerdings

besteht eine wesentliche Unsicherheit darüber, ob diese Maßnahmen ausreichend sind, dies vor

allem dann, falls erneut Einschränkungen des Veranstaltungsbetriebs verhängt werden.

Vor diesem Hintergrund könnten weitergehende Maßnahmen der Gesellschafterin zum Erhalt

des Unternehmens erforderlich werden.
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C. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss, bestehend aus Bi-

lanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang, zum 31. Dezember 2021 (Anlage II) und der

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2021 (Anlage I) der Gesellschaft sowie die Einhaltung der

einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und der sie ergänzenden

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. 

Der Prüfungsauftrag wurde um die Prüfung nach § 53 HGrG erweitert.

Die Geschäftsführung der Gesellschaft ist für die Rechnungslegung, die dazu eingerichteten in-

ternen Kontrollen und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht sowie die uns ge-

machten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, die von der Geschäftsführung vorge-

legten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu

beurteilen.

Bei der Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der

§§ 316 ff. HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert - jedoch ohne

spezielle Ausrichtung auf eine Unterschlagungsprüfung - so angelegt, dass Unrichtigkeiten und

Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des durch den Jah-

resabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und des durch

den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft

wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.

Unsere Prüfung hat sich nicht darauf erstreckt, ob der Fortbestand des Unternehmens oder die

Wirksamkeit der Geschäftsführung zugesichert werden kann.

Die Prüfungsarbeiten haben wir im April 2022 durchgeführt. Anschließend erfolgte die Fertigstel-

lung des Prüfungsberichts.

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte, mit einem uneingeschränkten Bestä-

tigungsvermerk versehene und von der Gesellschafterversammlung am 17. Juni 2021 (und

nach erteilter Zustimmung des Gemeinderats am 14. Dezember 2021) unverändert festgestellte

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020. 
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Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer vor-

läufigen Lageeinschätzung der Gesellschaft und eine Einschätzung der Wirksamkeit des rech-

nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde (risikoorientierter Prüfungs-

ansatz). Die Einschätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die rechtlichen und

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.

Aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende

Prüfungsschwerpunkte: 

• Prämisse der Unternehmensfortführung, Auswirkungen der Corona-Virus-Pandemie und des

Krieges in der Ukraine auf die künftige Entwicklung

• Ansatz und Werthaltigkeit der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, der Forderun-

gen gegen Gesellschafterin und der sonstigen Vermögensgegenständen

• Entwicklung der Kapitalrücklage und der Kulturraumförderungen

• Vollständigkeit der erhaltenen Anzahlungen

• Sonstige Verbindlichkeiten

Ausgehend von einer vorläufigen Beurteilung des IKS haben wir bei der Festlegung der weite-

ren Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet.

Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen wurden daher

nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Or-

ganisation des Rechnungswesens in entsprechender Auswahl durchgeführt. Die Auswahl erfolg-

te derart, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Posten des Jahresabschlusses

Rechnung tragen und es ermöglichen, die Einhaltung der gesetzlichen Rechnungslegungsvor-

schriften ausreichend zu prüfen. 

Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten haben wir u. a. Saldenbestäti-

gungen bzw. -mitteilungen und Auskünfte Dritter in Stichproben von Kunden und Lieferanten so-

wie von den für die Gesellschaft tätigen Kreditinstituten eingeholt.

Den Lagebericht haben wir darauf geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei unserer

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ob er insgesamt ein zutreffendes Bild

von der Lage der Gesellschaft vermittelt; dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Ri-

siken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung hat sich auch darauf er-

streckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichts beachtet worden sind.
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Die Prüfung gemäß § 53 HGrG erfolgte unter Zugrundelegung des Fragenkatalogs des

IDW PS 720.

Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen, die Belege, die Bestätigungen

der Kreditinstitute sowie das Akten- und Schriftgut der Gesellschaft.

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unse-

ren Arbeitspapieren festgehalten.

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der

Geschäftsführung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden. 

Ergänzend hierzu hat uns die Geschäftsführung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung

schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle bi-

lanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berück-

sichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht

und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind.

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklun-

gen alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesichtspunkte sowie die

nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält.
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D. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Mit der Finanzbuchführung der Gesellschaft ist eine Steuerberatungsgesellschaft beauftragt. 

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem

ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der

Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert, das Belegwesen ist klar und über-

sichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der geprüften Vorjahresbilanz

eröffnet und insgesamt während des gesamten Geschäftsjahres ordnungsgemäß geführt.

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, führen zu ei-

ner ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen

(einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem, Kostenrechnung und Planungsrechnun-

gen) nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze

ordnungsmäßiger Buchführung und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags

entsprechen.

2. Jahresabschluss 

Der von uns geprüfte Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

31. Dezember 2021 ist diesem Bericht als Anlage II beigefügt.

Die Gesellschaft ist zum Abschlussstichtag als kleine Kapitalgesellschaft i. S. d. § 267

Abs. 1 HGB einzustufen. Der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 wurde

nach den geltenden handelsrechtlichen Vorschriften für kleine Kapitalgesellschaften und den

ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags aufgestellt. Nach dem Gesellschaftsver-

trag sind die für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu

beachten.
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Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung und den

weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Eröffnungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß

aus dem Vorjahresabschluss übernommen. Die Gliederung der Bilanz (Anlage II, Seite 1) erfolgt

nach dem Schema des § 266 Abs. 2 und 3 HGB. Die Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage II,

Seite 2) wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB aufgestellt.

Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Darstellungswahlrechte beste-

hen, erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im Anhang.

In dem von der Gesellschaft aufgestellten Anhang (Anlage II, Seite 3 ff.) sind die auf die Bilanz

und die Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

ausreichend erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den

Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind voll-

ständig und zutreffend dargestellt. 

Rechtmäßig unterblieb gemäß § 286 Abs. 4 HGB die Angabe der Bezüge der Geschäftsfüh-

rung.

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung

gewonnenen Erkenntnisse den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. 

3. Lagebericht 

Der von uns geprüfte Lagebericht für das Geschäftsjahr 2021 ist diesem Bericht als Anlage I

beigefügt.

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung entspricht der Lagebericht in allen wesentlichen Belangen

den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des

Gesellschaftsvertrags.
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt, d. h. als Gesamtaussage

des Jahresabschlusses - wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Ver-

lustrechnung und Anhang ergibt - unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gesellschaft vermittelt (§ 264 Abs. 2 HGB).

Im Übrigen verweisen wir hierzu auf die unter Abschnitt III. nachfolgende analysierende Darstel-

lung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie auf die weitergehenden Aufgliederungen

und Erläuterungen der Posten des Jahresabschlusses in Anlage IV.

2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen sowie sachverhaltsge-
staltende Maßnahmen 

Die wesentlichen Grundlagen der Bilanzierung und Bewertung sind im Anhang des Jahresab-

schlusses (Anlage II, Seite 3 ff.) ausreichend dargestellt und erläutert.

Wir haben bei unserer Prüfung festgestellt, dass Änderungen von Bewertungsgrundlagen ein-

schließlich der Ausübung von Ermessensspielräumen sowie sachverhaltsgestaltende Maßnah-

men mit wesentlichem Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft

nicht vorliegen. 

III. Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und der

Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet, wobei

sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. Die Analyse kann im Rah-

men einer Abschlussprüfung nicht auf eine umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage

der Gesellschaft ausgerichtet sein. Zur Bewertung der Darstellungen ist der Stichtagsbezug der

Daten zu beachten.
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1. Vermögenslage (Bilanz)

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2021 nach wirtschaftlichen

und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanzposten zum

31. Dezember 2020 gegenübergestellt.

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem mittel- und

langfristig (Bindungsdauer größer als ein Jahr) bzw. dem kurzfristig gebundenen Vermögen zu-

geordnet.

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem Eigen- bzw.

Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zuordnung nach mittel- und

langfristiger bzw. kurzfristiger Verfügbarkeit erfolgt. Als kurzfristige Posten werden die Teilbeträ-

ge mit einer Fälligkeit von bis zu einem Jahr ausgewiesen.



- 19 -

Die Vermögens- und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr erge-

ben sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen für die beiden Abschluss-

stichtage 31. Dezember 2021 und 2020:

Vermögensstruktur

2021 2020 +/-
TEUR % TEUR % TEUR

Vorräte 3 1,1 5 1,9 -2

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 8 2,9 0 0,0 8

Forderungen gegen Gesellschafterin 12 4,3 6 2,3 6

Sonstige kurzfristige Posten 8 2,9 54 20,8 -46

Liquide Mittel 246 88,8 195 75,0 51

Kurzfristig gebundenes Vermögen 277 100,0 260 100,0 17
277 100,0 260 100,0 17

Kapitalstruktur

2021 2020 +/-
TEUR % TEUR % TEUR

Gezeichnetes Kapital 25 9,0 25 9,6 0

Kapitalrücklage 320 115,4 247 95,0 73

Jahresfehlbetrag -222 -80,1 -103 -39,6 -119

Eigenkapital 123 44,3 169 65,0 -46

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 5 1,8 4 1,5 1

Mittel - und langfristiges Fremdkapital 5 1,8 4 1,5 1

Sonstige Rückstellungen 50 18,1 15 5,8 35

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 69 24,9 48 18,5 21

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 16 5,8 11 4,2 5

Sonstige Verbindlichkeiten 14 5,1 13 5,0 1

Kurzfristiges Fremdkapital 149 53,9 87 33,5 62
277 100,0 260 100,0 17
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2. Finanzlage (Kapitalflussrechnung)

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der

Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfügbare flüssige Mittel) mit entsprechendem

Vorjahresausweis erstellt:

2021
TEUR

2020
TEUR

Jahresfehlbetrag -222 -103

Cashflow -222 -103

Zunahme (-) und Abnahme (+) der Vorräte, der Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht der
Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 34 -44

Zunahme (+) und Abnahme (-) der Rückstellungen 35 4
Zunahme (+) und Abnahme (-) der Verbindlichkeiten aus Lieferungen

und Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der Investitions-
oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 29 -8

a) Mittelzufluss/-abfluss aus laufender Geschäftstätigkeit -124 -151

b) Mittelzufluss/-abfluss aus Investitionstätigkeit 0 0

Einzahlungen aus Eigenkapitalzuführung 175 170

c) Mittelzufluss/-abfluss aus Finanzierungstätigkeit 175 170

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestands
(Summe a-c) 51 19

Finanzmittelbestand am Anfang der Periode 195 176

Finanzmittelbestand am Ende der Periode 246 195
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3. Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung) 

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnun-

gen der beiden Geschäftsjahre 2021 und 2020 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer

Veränderungen:

2021 2020 +/-
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 94 93,1 116 98,3 -22 -19,0

Sonstige betriebliche Erträge 7 6,9 2 1,7 5 >100,0

Betriebsleistung 101 100,0 118 100,0 -17 -14,4

Materialaufwand -76 -75,2 -76 -64,4 0 0,0

Personalaufwand -194 -192,1 -179 -151,7 -15 -8,4

Sonstige betriebliche Aufwendungen -212 -209,9 -183 -155,1 -29 -15,8

Betriebsaufwand -482 -477,2 -438 -371,2 -44 -10,0

Betriebsergebnis -381 -377,2 -320 -271,2 -61 -19,1

Neutrales Ergebnis 159 157,4 217 183,9 -58 -26,7

Jahresergebnis -222 -219,8 -103 -87,3 -119 <-100,0

Die Sondereinflüsse setzen sich wie folgt zusammen:

2021
TEUR

2020
TEUR

Erträge 

Zuschuss Kulturraum für laufenden Betrieb 135 135
Zuschüsse Agentur für Arbeit und anderer Einrichtungen 23 22
Periodenfremde Erträge 5 1
Erstattung AAG 4 7
Erstattung SV-Anteil KUG 1 0
November- und Dezemberhilfe 0 60
Sonstige 0 1

168 226

Aufwendungen

Periodenfremde Aufwendungen -8 0

Umsatzsteuer für Vorjahre -1 0
Abfindungen 0 -8

Ausfallhonorare 0 -1

-9 -9

Neutrales Ergebnis 159 217
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E. FESTSTELLUNGEN AUS ERWEITERUNGEN DES PRÜFUNGSAUFTRAGS NACH 
§ 53 HGRG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2

HGrG und die hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen,

dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720

"Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG" beachtet.

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der er-

forderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vor-

schriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags geführt worden sind. 

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage V dargestellt.

Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach

unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Be-

deutung sind.
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F. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS UND SCHLUSSBEMERKUNG

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss
(Anlage II) und dem Lagebericht (Anlage I) der Zentralgasthof Weinböhla GmbH, Weinböhla,
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 unter dem Datum vom 8. Juni
2022 den folgenden Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Zentralgasthof Weinböhla GmbH, Weinböhla

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Zentralgasthof Weinböhla GmbH, Weinböhla, – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der
Zentralgasthof Weinböhla GmbH, Weinböhla, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2021 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-

gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild

der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In

allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht

den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-

lung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Un-
ternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt zu dienen.
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Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

Wir verweisen auf die Angaben zur Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit gemäß § 252
Abs. 1 Nr. 2 HGB in den Abschnitten I. und IV. des Anhangs und die Angaben im Abschnitt 3. im Lagebe-
richt, in der die Geschäftsführung darlegt, dass es aktuell vor dem Hintergrund der Corona-Virus-
Pandemie und des Krieges in der Ukraine unsicher ist, ob die Gesellschaft die Geschäftstätigkeit künftig
wieder vollumfänglich wahrnehmen kann und in welchem Umfang bis dahin Einnahmen zur Deckung der
Ausgaben generiert werden können. Grundsätzlich ist der Bestand des Unternehmens von der Gewährung
ausreichender Zuschüsse und Gesellschaftereinlagen abhängig. Damit wird auf das Bestehen von wesent-
lichen Unsicherheiten hingewiesen, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können und die bestandsgefährdende Risiken im Sinne des § 322 Abs. 2 Satz
3 HGB darstellen.

Unser Prüfungsurteil ist bezüglich dieses Sachverhalts nicht modifiziert.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrates für den Jahresabschluss und den La-
gebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die inter-
nen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-
keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächli-
che oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben,
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzli-
chen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesell-
schaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der La-
gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen
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wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.
Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – fal-

scher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche

Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße

betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-

stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kon-

trollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um

Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht

mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-

legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätz-

ten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der

Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit

Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft

zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass

eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehö-

rigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Anga-

ben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfol-

gerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-

nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesell-

schaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse

so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung

und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientier-

ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen

wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrun-

de gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsori-

entierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientier-

ten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-

ches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-

ben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im in-
ternen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen."
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Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen
(IDW PS 450). 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prü-
fungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe
des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung abwei-
chenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer er-
neuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prü-
fung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Dresden, den 8. Juni 2022 DONAT WP GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 Donat
Wirtschaftsprüfer
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ZENTRALGASTHOF WEINBÖHLA GMBH, WEINBÖHLA

LAGEBERICHT FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2021

1. Das Unternehmen Zentralgasthof Weinböhla GmbH

Zweck und Anlagen der Zentralgasthof Weinböhla GmbH

Die Zentralgasthof Weinböhla GmbH wurde zum 10.05.2004 gegründet.

Der Zweck der GmbH ist:

 die Durchführung von Veranstaltungen aller Art in eigener Regie oder durch mietweise

Überlassung von Räumen und Einrichtungen an dritte Veranstalter;

 der Betrieb und die Verpachtung einer Gastronomie;

 der Betrieb einer Informationszentrale, von Museen sowie anderer Einrichtungen für

Freizeit und Tourismus;

 die Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen von Veranstaltungen Dritter;

 die betriebsorganisatorische Betreuung von Veranstaltungen und Veranstaltungsgebäu-

den sowie alle den Betriebszweck fördernde Geschäfte nach geltenden Bestimmungen.

Die Zentralgasthof Weinböhla GmbH unterhält die dazu notwendigen Anlagen. Diese sind ins-

besondere der Zentralgasthof | Kirchplatz 2 | 01689 Weinböhla

im Bereich Kultur:

 Ballsaal mit Seitensaal, Cateringbereich und der Galerie sowie das Foyer mit

Bar

im Bereich Tourismus:

 Touristinformation mit Souvenir-, Karten- und Weinverkauf

im Bereich Museum - das VELOCIUM | Kirchplatz 5 | 01689 Weinböhla

 das VELOCIUM – die sächsische Fahrrad- und Erlebniswelt
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Die Zentralgasthof Weinböhla GmbH ist Pächter des Zentralgasthofs, Kirchplatz 2, und des

VELOCIUM, Kirchplatz 5 in 01689 Weinböhla, von der Gemeinde Weinböhla. Der Betriebs-

pachtvertrag für den Zentralgasthof beinhaltet die Räumlichkeiten der Immobilie, außer dem Be-

reich der Arztpraxen, der neu ausgebauten Bibliothek und den darüber befindlichen Vereinsräu-

men. Die Verpächterin trägt die Kosten für Instandsetzungen bzw. Reparaturen an der Immobi-

lie und der Versicherungen, insbesondere der Haftpflicht-, Inventar-, Feuer-, Sturm-, Glas-,

Wasserschäden-, Diebstahl- und Einbruchsversicherung.

Mit Wirkung ab 01.10.2012 gibt es einen 4. Nachtrag zum Betriebspachtvertrag, in dem Schön-

heitsreparaturen bzw. die Kosten für kleine Instandhaltungen bis im Einzelfall EUR 410 brutto

nur noch von der Pächterin zu tragen sind. Die laufenden Kosten für die Unterhaltung der tech-

nischen Anlagen und des beweglichen Inventars übernimmt die Verpächterin.

Aktuell wurde noch kein Pachtvertrag für das Velocium, Kirchplatz 5 (Flurstück 96/2) in 01689

Weinböhla geschlossen. Die im Objekt befindlichen Wirtschaftsgüter bzw. Anlagegüter sind

nicht Gegenstand des zukünftigen Pachtvertrages. Diese können durch den Pächter genutzt

werden und sind in gebrauchsfähigem Zustand bei Beendigung des Pachtvertrages an den Ver-

pächter zurückzugeben. 

Die Verpachtung soll unentgeltlich erfolgen. Der Pächter trägt für das Pachtobjekt alle Betriebs-

kosten. Alle für den vertragsmäßigen Gebrauch des Pachtobjektes erforderlichen Ersatzbe-

schaffungen, insbesondere der zur Nutzung überlassenen Wirtschaftsgüter bzw. Anlagegüter,

welche mit dem Verpächter vor entsprechender Anschaffung abzustimmen sind, und Reparatu-

ren hat der Pächter auf seine Kosten vorzunehmen. Die Kosten für neuanzuschaffende Anlage-

güter ab 800 EUR brutto übernimmt die Verpächterin.

Die Zentralgasthof Weinböhla GmbH hat eine Betriebshaftpflicht- und Rechtsschutzversiche-

rung abgeschlossen.
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Organe der Zentralgasthof Weinböhla GmbH

Die Organe der GmbH sind:

 Alleingesellschafter ist die Gemeinde Weinböhla, vertreten durch den Bürger-

meister der Gemeinde, Siegfried Zenker,

 der Verwaltungsrat - bestehend aus 5 Mitgliedern des Gemeinderates,

 die Geschäftsführung.

Personal

Die GmbH hatte im Geschäftsjahr 2021 einen Personalbestand von 7 Arbeitnehmern und meh-

reren Aushilfen für Veranstaltungen:

Veranstaltungs- und Tourismusbereich:

 1 Geschäftsführerin

 1 MA Veranstaltung & Marketing

 1 MA T-Info | Ticketservice

 2 Hausmeister

Museum - VELOCIUM:

 1 MA VELOCIUM

 1 MA Aushilfe für Velocium

In der Zentralgasthof Weinböhla GmbH gab es im Jahr 2021 Personalwechsel bedingt durch

Aufhebungsverträge und Kündigung. Die Stelle Ticketservice & Touristinformation wird hälftig

dem Zentralgasthof als Kultur- und Kommunikationszentrum zugeordnet und hälftig dem Touris-

mus. Angestellt sind 2 Hausmeister, um zum einen Hausmeisterdienste zu erledigen und zum

anderen für die Vorbereitung der Veranstaltungen, wie Bestuhlung, Bühnenauf- und abbau, Pla-

katierungsarbeiten usw.. Der eine war angestellt für 40 h/Woche, gefördert nach § 16e SGB II

mit 45%. Die Stelle wurde zum Jahresende 2021 durch einen neuen Mitarbeiter nachbesetzt,

dessen Personalkosten in 2021 im Rahmen der 2-monatigen Probebeschäftigungszeit zu 100%

gefördert wurden. Der andere Hausmeister war für 30 h/Woche angestellt und gefördert nach

§ 16i SGB II mit erst 80 % und in der 2. Jahreshälfte 70 %. Für beide Stellen wurde der Mindest-

lohn angesetzt. Die Dienste Garderobe, Einlass und Foyerbar werden durch Aushilfen abge-
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deckt. Die Veranstaltungen werden durch eine externe Technikfirma, Veranstaltungstechnik Ka-

scherus, über einen Betreuungsvertrag abgesichert und betreut. Demzufolge haben wir keinen

Bühnentechniker beschäftigt. Die Reinigungsarbeiten, IT-Betreuung und das visuelle Marketing

werden ebenfalls von Fremdfirmen abgesichert.

Spartenausgliederung Tourismus und das VELOCIUM - die Fahrrad-Erlebniswelt

Die Position T-Information wird hälftig durch den Mitarbeiter Tourismus besetzt. 

Das VELOCIUM - die Fahrrad- und Erlebniswelt wurde durch einen Leiter von 01.01. –

14.08.2021 und dann mit 30 h ab dem 15.08.2021, um die Öffnungszeiten abzudecken, besetzt.

Wirtschaftsprüfer

Bestellter Wirtschaftsprüfer ist die DONAT WP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Dres-

den.
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2. Geschäftsverlauf

2.1. Geschäftsverlauf allgemein

Der Geschäftsverlauf im Geschäftsjahr 2021 wurde maßgeblich und einschneidend von der Co-

rona Pandemie geprägt. Die Auswirkungen waren in allen Bereichen zu spüren und sind in den

nachfolgenden Ausführungen sichtbar dargestellt.

Die Zentralgasthof Weinböhla GmbH ist Pächter vom Zentralgasthof und Betreiber vom Veloci-

um. Die Pacht für den Zentralgasthof inklusive der unterverpachteten Gastronomie beträgt

11.000 € pro Monat. Der Unterpächter Pestorado hat zum 31.12.2021 den Unterpachtvertrag

gekündigt. 

Weitere Unterpächter im Zentralgasthof sind die Elblandkliniken, das MVZ und die Bibliothek,

die Mieter über die Gemeinde Weinböhla sind. Die Stromabrechnung läuft für jeden Mieter di-

rekt über einen Stromanbieter. 

Für die Zentralgasthof Weinböhla GmbH gab es im Geschäftsjahr 2021 keinen geschlossenen

Vertrag mit einem Stromanbieter. Die Gemeinde Weinböhla als Eigentümer der Immobilie hat

ein Contracting mit der Firma Getec geschlossen. Durch den Einbau von 2 neuen Heizkesseln

und einem BHKW im Frühjahr 2021 sollen Wärme und Strom geliefert werden. Der Stromliefer-

vertrag mit der Firma Enso wurde auf Anweisung des Gesellschafters zum 31.12.2020 gekün-

digt. Die Abrechnung der Stromkosten für das Jahr 2021 steht noch aus. Dafür wurden Rück-

stellungen gebildet. Der Gasliefervertrag mit der Firma Enso konnte erst zum 31.12.2021 ge-

kündigt werden.

Für die Berechnung der Heizkosten und des Wasser- und Abwasserverbrauchs wurde die Firma

Techem beauftragt. Die Abrechnung erfolgt jährlich mit der Gemeinde Weinböhla.

Die technischen Risiken im Zentralgasthof und Velocium wurden über Wartungsverträge abge-

sichert, die seit 2008 vom Eigentümer übernommen werden.

Der Zentralgasthof hat keine eigene Ton- und Lichttechnik. Diese Aufgabe wird extern durch ei-

nen Betreuungsvertrag mit der Technikfirma Kascherus abgesichert. Bei eigener Licht- und

Tontechnik müsste lt. den neuen Kriterien des Kulturraumes Meißen-Sächsische Schweiz-

Osterzgebirge ein ausgebildeter Veranstaltungstechniker eingestellt werden.
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Im Bereich Personal gab es im Jahr 2021 einige Veränderungen. Diese betreffen insbesondere

die T-Info & Kasse sowie eine Hausmeisterstelle.

Die Geschäftsführung hat in 3 Gesellschafterversammlungen den Gesellschafter am

22.02.2021, 17.06.2021 und 14.12.2021 und den Verwaltungsrat in 3 Verwaltungsratssitzungen,

am 15.01.2021, 17.06.2021 und am 14.12.2021, umfänglich über die aktuelle Situation der Zen-

tralgasthof Weinböhla GmbH informiert. Hauptthemen waren:

 aktuelle Geschäftsberichte

 aufgrund von Verordnungen die Schließung des Veranstaltungshauses und daraus resultie-

rende Verschiebungen und / oder Absagen von Veranstaltungen; kein Verkauf von Tickets,

Fahrscheinen oder regionalen Produkten

 Aufstellung der Einnahmenausfälle 

 Darstellung der Personalsituation; Beantragung von Kurzarbeit

 Beantragung von Förderungen - institutionelle Förderung für das Kultur- und Kommunikati-

onszentrum Zentralgasthof Weinböhla, Antrag Sonderfonds, Förderung für neue Lüftungs-

technik

 Jahresabschluss 2020 & Wirtschaftsplan 2022

 Unterpächter Pestorado – keine Gastronomie mehr anbieten; dann Kündigung

 Pachtvertrag Velocium

 Einbau einer neuen Heizungsanlage mit BHKW; Contracting zwischen dem Eigentümer und

der Firma Getec

 2 neue Veranstaltungsformate

 Zentralgasthof KulturSommer – Open Air

 mittwochs MITeinander (Gäste 60+)

Der Zentralgasthof ist vom Kulturraum Meißen, Sächsische Schweiz und Osterzgebirge in die

Sparte Kultur- und Kommunikationszentrum eingeordnet worden. Für das Geschäftsjahr 2021

wurde eine Zuwendung auf institutionelle Förderung im Wege der Anteilsfinanzierung in Höhe

von 135.000,00 € gewährt. Der Gesellschafter, die Gemeinde Weinböhla, hat den Sitzgemein-

deanteil von 175.000 € für das Jahr 2021 gezahlt.
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2.2. Geschäftsverlauf im Veranstaltungsbetrieb

Der Hauptzweck der Zentralgasthof Weinböhla GmbH ist die Organisation und Durchführung

von Veranstaltungen und Einmietungen. Der Zentralgasthof sieht sich als kulturelles Zentrum

für Weinböhla. Die regionale Bedeutsamkeit spiegelt sich im Veranstaltungsangebot wider und

spielt bei der Planung und Organisation von Veranstaltungen eine große Rolle.

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Geschäftsführung ist nach der Organisation und Durchfüh-

rung von Veranstaltungen und Einmietungen die Auswertung nach organisatorischen, gewerbli-

chen und kaufmännischen Daten. Die erste Auswertung erfolgt im Rahmen wöchentlicher

Dienstberatungen mit entsprechenden Maßnahmen. Die Berichterstattung gegenüber dem Ver-

waltungsrat mit Kontrolle der Einhaltung des Veranstaltungskalenders und des Wirtschaftspla-

nes erfolgte dreimal und gegenüber dem Gesellschafter ebenfalls dreimal im Geschäftsjahr

2021.

Die Lage stellte sich im Jahr 2021 in Bezug auf die Veranstaltungen und Einmietungen wie folgt

dar:

 11 eigene Veranstaltungen; davon hatten 9 Veranstaltungen einen positiven Deckungsbei-

trag I (Einnahmen haben die direkten Ausgaben der VA gedeckt), 2 waren negativ

 ein neues Highlight - KulturSommer 2021 mit 8 Veranstaltungen; 1007 Besucher;

12.506,67 € Einnahmen und 20.085,11 € Ausgaben; 7.578,44 € Verlust

 2 Veranstaltungen mittwochs.MITeinander

 2 Kinovorstellungen, negativer Deckungsbeitrag

 11 Veranstaltungen freitags.WEIN mit kulturellem Beitrag 

 Gesamtbesucherzahl von 3238 Gästen bei insgesamt 36 eigenen Veranstaltungen

 47 Veranstaltungen konnten nicht stattfinden; wurden auf 2022 / 2023 verschoben

 der Zentralgasthof Weinböhla und das Velocium waren 2021 insgesamt 6 Monate geschlos-

sen

 80 Einmietungen konnten stattfinden 

 DRK – Blut spenden 

 Testzentrum Johanniter 29.04. – 13.06.2021 | kostenfreie Nutzung Foyer + kosten-

freie Gestellung von 2 MA (1xGemeinde + 1xZentralgasthof Weinböhla GmbH)

 10 x Einmietungen der Gemeinde, Oberschule & Gymnasium
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 2 x Foyer (privat)

 Firmen & Institutionen - BSZ Meißen, VVO; ZAOE, Diakonie

 Veranstalter - Agentour Mendrok, Dresden Gospel, Elbland Philharmonie - Strea-

ming

 13 x Einmietungen im Gesellschaftsraum

 16 Einmietungen und 30 x Tanzschule konnten nicht stattfinden

 Gesamtbesucherzahl von 4692 bei den Einmietungen (keine Gästeerfassung während der

Zeit Testzentrum)

 7930 Gesamtbesucherzahl 2021 bei Einmietungen und eigenen Veranstaltungen

Jede Veranstaltung und Einmietung wurde für zukünftige Planungen ausgewertet.

Die Umsatzerlöse mit 94 TEUR sind gegenüber dem Vorjahr um 22 TEUR niedriger und 170

TEUR weniger (ca. 64 % weniger) als 2019. Dieser enorm hohe Verlust verdeutlicht die weite-

ren Auswirkungen der Corona Pandemie im Jahr 2021. Die Erlöse aus dem Kartenverkauf mit

33 TEUR sind gegenüber dem Vorjahr um 19 TEUR geringer.

Der Wareneinsatz ist um 1 TEUR höher als 2020. Wesentliche erhöhende Effekte stellen die

um 5 TEUR erhöhte Pacht für den unterverpachteten Restaurantgebäudeteil und die um 4

TEUR erhöhte Veränderung der Bestandsveränderung des Warenbestands dar. Die Ausgaben

der Künstlerhonorare sind dafür aber mit 5 TEUR weniger als 2020 und die Fremdleistungen für

Veranstaltungen verminderten sich um 3 TEUR. 

Die Veranstaltungsplanung war im Jahr 2021 geprägt von Verschiebungen und Absagen. Die

erste Veranstaltung, freitags.WEIN, fand im Jahr 2021 am 25. Juni statt. Von Januar bis Ende

Mai 2021 und dann wieder ab dem 22. November 2021 mussten wieder alle bis 31.12.2021 ge-

planten Veranstaltungen abgesagt und verschoben werden. Öffentliche Veranstaltungen waren

laut Corona Schutzverordnung nicht erlaubt.

Die durchgeführten Veranstaltungen mussten neu geplant werden. Hygienekonzepte wurden

den jeweiligen Verordnungen angepasst, neu geschrieben und mussten vom Gesundheitsamt

genehmigt werden. Alle Veranstaltungen und Einmietungen konnten nicht mit voller Auslastung

der Kapazitäten durchgeführt werden. Abstand von 1,50 m musste eingehalten werden. Weitere

Auflagen waren, einen Mund-Nasenschutz zu tragen und die Kontaktnachverfolgung musste ge-

währleistet werden sowie ab der 2. Jahreshälfte 2021 3G und 2G Kontrollen bei jedem Gast
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durchgeführt werden. Damit war der Personal- und Zeitaufwand vor jeder Veranstaltung viel hö-

her. 

2.3. Geschäftsverlauf im Bereich Tourismus

Der Tourismus war im Jahr 2021 ebenfalls stark von den Auswirkungen der Corona Pandemie

betroffen. Im Frühjahr nimmt normalerweise die Zahl der Touristen im Ort und damit auch in der

Touristinformation zu. Diese musste jedoch aufgrund der Verordnung vom 01.01. – 11.04.; vom

24.04. – 24.05. und dann ab dem 22.11.2021 geschlossen bleiben.

Im Sommer und Herbst 2021 war das Interesse vor allem von den Einheimischen groß, ihre ei-

gene Region zu entdecken. Regen Zuspruch gab es für die Besichtigung der 3 Türme von

Weinböhla und der Rad- und Wandertourismus wurde stark nachgefragt und genutzt. Das jährli-

che Weinfest in Weinböhla konnte unter strengen Hygieneschutzauflagen stattfinden. Statt

sonst 30.000 Besuchern waren es aber nur 8000 Gäste an drei Tagen.

Das Angebot der Touristinformation erstreckt sich über Souvenirverkauf bis hin zu Wander- und

Radkarten, Postkarten und Eintrittskarten für kulturelle Veranstaltungen im Haus und dem nähe-

ren Umfeld. Das Angebot von regionalen Weinen wurde im Zuge der Veranstaltungsreihe frei-

tags.WEIN erweitert. Die T-Information wurde vom neuen Team mit vorhandenen Mitteln umge-

staltet. Das Erscheinungsbild und die Angebotspalette soll auch zukünftig noch ausgebaut, um-

gebaut und erweitert werden. Ebenso sollen zukünftig verstärkt Führungen durch den Ort, zu re-

gionalen Besonderheiten und zum Thema Wein angeboten werden. Dafür gab es eine Aus-

schreibung „neue Gästeführer gesucht“.

Auch wird weiterhin der Fahrscheinverkauf der VVO angeboten, der gut angenommen wird.

Die Gemeinde Weinböhla ist Mitglied im Tourismusverband „Sächsisches Elbland e.V.“. Dieser

ist der Dresden Marketing- und Tourismus GmbH angeschlossen, die die Vermarktung des

Sächsischen Elblandes übernommen haben. Die Tourismusentwicklung für 2021 verzeichnet

47 % weniger Ankünfte in Weinböhla als 2020. 
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Der Tourismus für die Gemeinde Weinböhla wird von folgenden Personen aktiv gestaltet:

 Mitarbeiterin der T-Info, mit einer halben Stelle

 der Geschäftsführerin

 einer externen Mitarbeiterin, tätig in der Bibliothek mit 40 h, wovon sie sich 20 h aktiv dem

Tourismus widmet

2.4. Geschäftsverlauf im Bereich Museum - VELOCIUM

Das Velocium, die Sächsische Fahrrad- und Erlebniswelt, war vom 29.05. – 21.11.2021, knapp

6 Monate, geöffnet. 1556 Besucher waren zu Gast. Der Erlös aus dem Eintritt mit 6.751 EUR

konnte im Vergleich zu 2020 um 6 TEUR gesteigert werden. 

Das Velocium wird von einem Mitarbeiter, Steffen Stiller, geleitet. Um die Öffnungszeiten von

Mai bis Oktober, Donnerstag – Sonntag von 10 – 18 Uhr und von November bis April, 10 – 17

Uhr abzudecken, wurden 2 Aushilfen beschäftigt.

Im Jahr 2021 fanden 3 öffentliche Fahrradausfahrten statt, in den Sommerferien wurden 2

Workshops auf dem Pumptrack für Kinder von 8-14 Jahren angeboten und am 31.10.2021 wur-

de die 1 jährige Eröffnung mit einem Tag der offenen Tür gefeiert.
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2.5. Angaben zu einzelnen Positionen

2.5.1. Kapital und Rückstellungen

a) Eigenkapital
31.12.2021

EUR
31.12.2020

EUR
Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00
Kapitalrücklage 319.768,92 247.337,94
Jahresfehlbetrag -222.138,92 -102.569,02
Eigenkapital 122.630,00 169.768,92

b) Rückstellungen
31.12.2021

EUR
31.12.2020

EUR
Rückstellung für Rückzahlung von Fördermitteln 18.713,04 0,00
Rückstellungen für Abschluss und Prüfung 11.670,00 7.700,00
Rückstellungen für ausstehende Rechnungen 10.780,00 200,00
Rückstellung für Urlaub 7.100,00 4.400,00
Rückstellung für Überstunden 1.950,00 2.500,00
Rückstellungen 50.213,04 14.800,00

2.5.2. Gesamtleistung

31.12.2021
EUR

31.12.2020
EUR

Umsatzerlöse 93.815,86 116.429,38
Sonstige betriebliche Erträge 174.446,87 227.754,64
Gesamtleistung 268.262,73 344.184,02

2.5.3. Personalaufwand

Der Personalaufwand für eine Geschäftsführerin, die 5 Angestellten und die geringfügigen Be-

schäftigten belief sich im Geschäftsjahr 2021 auf TEUR 194 (2020 TEUR 186).
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2.5.4. Kennziffern laut Sächsischer Gemeindeordnung

Geschäftsjahr 2021 2020

Kapitalstruktur

Fremdkapitalquote % 55,7 34,7
Eigenkapitalquote % 44,3 65,3

Liquidität

Effektivverschuldung TEUR -172 -183
Kurzfristige Liquidität (Liquidität 3. Grades) % 278,4 361,3

Rentabilität

Eigenkapitalrentabilität % -181,1 -60,4
Gesamtkapitalrentabilität % -80,2 -39,4

Geschäftserfolg

Pro-Kopf-Umsatz TEUR 15,6 19,4
Arbeitsproduktivität 0,48 0,62



ANLAGE I
Seite 13

2.5.5. Soll-Ist-Vergleich Erfolgsplan

Das Geschäftsjahr 2021 schließt mit einem Fehlbetrag von EUR 222 ab. Im Folgenden werden

die Ansätze des Erfolgsplanes den erreichten Ergebnissen gegenübergestellt. Positive Abwei-

chungen bedeuten dabei ein Mehrergebnis gegenüber dem Plan, negative dementsprechend

Minderergebnisse.

Plan
2021
TEUR

Ist
2021
TEUR

Abwei-
chungen
TEUR

Umsatzerlöse 260 94 -166
Sonstige betriebliche Erträge 158 174 16

Betriebsleistung 491 337 -150

Materialaufwand
   Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 
   Betriebsstoffe -8 -6 2
   Bezogene Leistungen -170 -70 100
Personalaufwand
   Löhne und Gehälter -176 -160 16
   Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
   Altersversorgung und für Unterstützung -39 -34 5
Abschreibungen 0 0 0
Sonstige betriebliche Aufwendungen -200 -220 -20

Betriebliche Aufwendungen -593 -490 103

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 0
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0

Ergebnis vor Steuern -175 -222 -47

Steuern 0 0 0

Jahresergebnis -175 -222 -47
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3. Risiken und Chancen der voraussichtlichen Entwicklung

Für die Zentralgasthof Weinböhla GmbH bestanden und bestehen folgende Risiken:

Im kaufmännischen und rechtlichen Bereich:

 Risiken infolge der Corona-Virus-Pandemie

 Risiken aufgrund der Auswirkungen des Krieges in der Ukraine

 Risiken aus der Veränderung der Fördermittelpolitik der öffentlichen Hand

 Risiken aus der strukturellen Abhängigkeit vom Zuschuss der Gemeinde / des Ge-

sellschafters

 Risiken aus fehlender bzw. unauskömmlicher Unterverpachtung der Gastronomie

 Risiken aus der Entwicklung des wirtschaftlichen Umfeldes und der damit verbunde-

nen Arbeitslosigkeit

 Risiken aus der Entwicklung der Mitwettbewerber

 Risiken bei sinkender Zahlungsmoral und Zahlungsbereitschaft, insbesondere infolge

der Auswirkungen der Corona-Pandemie und des Ukraine-Krieges

 Risiken aus der Preisentwicklung der Künstlerhonorare

 Risiken aus der Preisentwicklung des Wareneinkaufs

 Risiken aus der Personalentwicklung

 Risiken aus der Besucher- und Gästeentwicklung

 Risiken aus der Gebührenentwicklung (GEMA, KSK, Reservix, etc.)

 Risiken aus der Erhöhung des Marketingbedarfs und aus der Notwendigkeit neuer

Marketingstrategien in den sozialen Medien

 Risiken durch Änderungen in der Gesetzgebung und Rechtsprechung bezüglich des

Arbeits- und Steuerrechts, des Versammlungsstätten- und Gaststättengesetzes

Im technischen Bereich:

 Risiken aus der Abnutzung der technischen Anlagen

 Risiken aus der Abnutzung des Netzwerkes

 Risiken aus der Erhöhung der Gas- und Strompreise

 Risiken einer derzeit nicht bezifferbaren Mehrkostenbelastung aus dem noch nicht

existenten Strom- und Wärmeliefervertrag
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Die Chancen für die Zentralgasthof Weinböhla GmbH:

 Attraktivität der Gemeinde Weinböhla als Lebensort ist gestiegen

 Zunehmendes Interesse für die Region, regionale Angebote

 Der Mensch ist ein soziales Wesen und dieses Grundbedürfnis kann und wird der Zentral-

gasthof erfüllen.

 Er ist ein Ort des sozialen Austausches

 Er vereint medizinische Grundversorgung – MVZ & Angebot des DRK zum Blut spenden

 Wissensvermittlung – Bibliothek

 Nahrung & Genuss – Vinothek

 Kultur – Konzerte, Kabarett, Theater

 Vereinsaktivitäten – Karnevalsverein 

 Touristische Informationen liefern & Stärkung des Tourismus im Elbland

 VVO Ticketverkauf

 Erhalt- und Wissensvermittlung der sächsischen Fahrradgeschichte – VELOCIUM

 Unterstützung und Stärkung des regionalen Einzelhandels

 Arbeitgeber

Ausblick 2022:

Die Auswirkungen der Pandemie mit dem Coronavirus und von deren rechtlich bindenden Ver-

ordnungen, den staatlich angeordneten Schließungen von Kulturhäusern und Museen, prägten

das Jahr 2021 maßgeblich. Bei einer erlaubten Öffnung von Veranstaltungshaus und Museum

war dies mit Auflagen verbundenen:

 nur noch mit ausgearbeitetem und genehmigtem Hygienekonzept

 Abstandsregeln

 analoge und digitale Kontaktnachverfolgung

 Vorlegen eines Negativ-Tests, Impf- oder Genesenennachweises

Das Geschäftsjahr 2021 hat deutlich gezeigt, dass Kultur und Freizeitaktivitäten nicht systemre-

levant sind. Der Zentralgasthof Weinböhla war im Jahr 2021 nur ein halbes Jahr und in dieser

Zeit nur eingeschränkt geöffnet. Die verordneten Schließungen haben keinen Einfluss auf die

geschlossenen Verträge mit Künstlern und Agenturen. Eine Pandemie zählt laut Gesetz nicht

als höhere Gewalt, womit geschlossene Verträge für Veranstaltungen oder Einmietungen nicht

abgesichert sind. Aus diesem Grund wurden die AGB der Gesellschaft entsprechend geändert,
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sodass im Falle des Ausfalls einer Veranstaltung keine Ausfallhonorare gezahlt werden müs-

sen. Für in der Vergangenheit ausgefallene Veranstaltungen, für die Karten verkauft worden

waren, wurden Rückzahlungsverpflichtungen in Höhe von 2 TEUR bilanziert. Bei Verschiebun-

gen von Veranstaltungen gibt es keine rechtliche Verordnung, gezahlte Tickets wieder auszu-

zahlen, aber aus Kulanz und zur Kundenbindung werden Gutscheine angeboten oder der Ti-

cketpreis erstattet.

Das aktuelle und zukünftig große Problem ist die Planungsunsicherheit, wann und unter wel-

chen Bedingungen geöffnet werden darf.

Eine weitere große Unsicherheit wird zukünftig das Verhalten der Gäste sein. Insbesondere ist

fraglich, ob sie mit all den Auflagen Veranstaltungen besuchen. Es wird einen Kartenvorverkauf

wie bisher nicht mehr geben. Das Konsumentenverhalten wird zurückhaltend und ‚just in time‘

sein.

Ein weiteres Problem ist die Liquiditätssicherung – schrumpfende Reserven, Nachfragerück-

gang und zusätzliche Kosten für Hygienekonzepte bzw. Corona-bedingte Einschränkungen.

Das Jahr 2022 ist weiterhin stark geprägt von äußeren Einflüssen, die nicht kalkulierbar sind.

Zum einen den Auswirkungen der Corona Pandemie. Durch das Bundesinfektionsschutzgesetz

und die Allgemeinverfügung des Freistaates Sachsen zum Vollzug des Infektionsschutzgeset-

zes wegen des Corona-Virus mussten 13 geplante Veranstaltungen sowie 9 Einmietungen

(zzgl. Tanzkurse) bis zum 30.03.2022 verschoben beziehungsweise abgesagt werden. Es be-

steht insgesamt eine wesentliche Unsicherheit darüber, wann überhaupt der Geschäftsbetrieb

im Jahr 2022 wieder regulär aufgenommen werden kann.

Zum anderen hat der Krieg in der Ukraine auch Auswirkungen auf den Spielbetrieb und das

Konsumverhalten der Gäste sowie auf die Entwicklung der Kosten, insbesondere der Betriebs-

kosten.

Durch diese zwei elementaren äußeren Einflüsse besteht eine große Ungewissheit, wann die

Deckung der Aufwendungen durch Einnahmen wieder gewährleistet ist. Soweit Einnahmeaus-

fälle nicht durch Einsparungen kompensiert werden können, könnten weitere Maßnahmen der

Gemeinde Weinböhla für die Erhaltung des Bestandes der Gesellschaft erforderlich werden.
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Die Corona-Thematik und der Krieg in der Ukraine werden die Gesellschaft auch im Geschäfts-

jahr 2022 noch stark beschäftigen und herausfordern.

Eine weitere Herausforderung für die Zentralgasthof Weinböhla GmbH ist es, einen neuen Un-

terpächter für die Gastronomie zu finden oder ein anderes Nutzungskonzept für die leerstehen-

den Räumlichkeiten zu erarbeiten. Die weggefallene Pacht von monatlich 1.600 EUR kann in

der aktuellen Situation nicht durch andere Einnahmen kompensiert werden.

Für das Geschäftsjahr 2022 wird ein Jahresfehlbetrag in Höhe von maximal 190 TEUR ange-

strebt. 

Für das Geschäftsjahr 2022 wird davon ausgegangen, dass gegenüber den Vorjahren und ge-

genüber dem aktuellen Plan die Erlöse weiterhin geringer ausfallen, die Aufwendungen nicht

weiter reduziert werden können, sondern durch Preis- und Lohnerhöhungen sogar steigen wer-

den. Eine genaue Prognose ist vor dem Hintergrund der Corona-Virus-Pandemie und dem Krieg

aktuell noch nicht möglich.

Die Gesellschaft als strukturell dauerdefizitärer Betrieb ist in ihrem Bestand von der Gewährung

ausreichender Zuschüsse von Seiten der Gesellschafterin und dem Kulturraum abhängig.

Im Übrigen werden keine Risiken gesehen, die den Bestand der Gesellschaft gefährden oder

deren Entwicklung wesentlich beeinträchtigen könnten.

Weinböhla, den 24. April 2022

Antje Wiedemann

Geschäftsführerin
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ZENTRALGASTHOF WEINBÖHLA GMBH, WEINBÖHLA

BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2021

A K T I V A

31.12.2021 31.12.2020
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

Sachanlagen

Betriebs- und Geschäftsausstattung 10,00 10,00

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte

Fertige Erzeugnisse und Waren 2.829,47 5.359,47

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 7.611,34 0,00

2. Forderungen gegen Gesellschafterin 12.199,35 6.129,67

3. Sonstige Vermögensgegenstände 7.649,18 52.038,75

27.459,87 58.168,42

III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten und Schecks 245.977,49 194.929,07

276.266,83 258.456,96

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 797,75 1.628,92

277.074,58 260.095,88

P A S S I V A

31.12.2021 31.12.2020
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00

II. Kapitalrücklage 319.768,92 247.337,94

III. Jahresfehlbetrag -222.138,92 -102.569,02

122.630,00 169.768,92

B. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen 50.213,04 14.800,00

C. VERBINDLICHKEITEN

1. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 74.026,32 52.163,36

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 16.379,86 10.879,15

3. Sonstige Verbindlichkeiten 13.825,36 12.484,45
- davon aus Steuern: EUR 1.421,39

(Vorjahr: EUR 1.207,19)
- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: 

EUR 0,00 (Vorjahr: EUR 254,89)

104.231,54 75.526,96

277.074,58 260.095,88
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  ZENTRALGASTHOF WEINBÖHLA GMBH, WEINBÖHLA

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2021

2021 2020
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 93.815,86 116.429,38

2. Sonstige betriebliche Erträge 174.446,87 227.754,64

268.262,73 344.184,02

3. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe -6.517,27 -3.194,30

b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen -69.834,87 -72.401,54

-76.352,14 -75.595,84

4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -159.610,16 -155.112,94

b) Soziale Abgaben -34.658,45 -31.294,97
- davon für Altersversorgung:

EUR 0,00 (Vorjahr:
EUR 0,00)

-194.268,61 -186.407,91

5. Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen 0,00 -333,90

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -219.630,90 -184.265,39

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -150,00 -150,00

8. Ergebnis nach Steuern -222.138,92 -102.569,02

9. Jahresfehlbetrag -222.138,92 -102.569,02
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ZENTRALGASTHOF WEINBÖHLA GMBH, WEINBÖHLA

ANHANG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2021

I. ALLGEMEINE ANGABEN ZUM JAHRESABSCHLUSS UND ZU DEN BILANZIERUNGS-

UND BEWERTUNGSMETHODEN

Anwendung gesetzlicher Bestimmungen

Die Zentralgasthof Weinböhla GmbH hat ihren Sitz in Weinböhla und ist eingetragen in das

Handelsregister beim Amtsgericht Dresden (HRB 22632).

Der vorliegende Jahresabschluss ist nach den §§ 242 ff. und den §§ 264 ff. des Handelsgesetz-

buches (HGB) und den Vorschriften des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränk-

ter Haftung (GmbHG) aufgestellt. 

Die Gesellschaft ist eine kleine Kapitalgesellschaft gemäß § 267 Abs. 1 HGB. Die Aufstellung

des Jahresabschlusses erfolgt jedoch gemäß § 13 Abs. 4 Gesellschaftsvertrag unter Beachtung

der Vorschriften für große Kapitalgesellschaften.

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist entsprechend § 275 Abs. 2 HGB nach dem Gesamt-

kostenverfahren aufgestellt.

Der vorliegende Jahresabschluss ist grundsätzlich unter Beibehaltung der für den Vorjahresab-

schluss angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erstellt worden.

Es wird ein Lagebericht erstellt und geprüft.

Die Gesellschaft ist in ihrem Bestand von der Gewährung ausreichender Mittel durch die Gesell-

schafterin abhängig, da im Geschäftsbereich Kulturbetrieb dauerhafte Verluste erzielt werden,

die strukturell bedingt sind. Die Gesellschafterin hat hierzu in ihrer Haushaltsplanung auch für

die kommenden Geschäftsjahre die entsprechenden Mittel eingeplant.

Der Bestand der Gesellschaft ist außerdem davon abhängig, dass die Folgen der Corona-Virus-

Pandemie und des Krieges in der Ukraine erfolgreich bewältigt werden können. Es wird hierzu

auf Abschnitt IV. dieses Anhangs verwiesen.
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Erstattungen auf Grundlage des AAG in Höhe von TEUR 4 (Vj.: TEUR 7) wurden innerhalb der

Gewinn- und Verlustrechnung aus der Position "Löhne und Gehälter" in die Position "sonstige

betriebliche Erträge" umgegliedert. Aus Gründen der Vergleichbarkeit wurden die Vorjahreswer-

te entsprechend angepasst.

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die zu Anschaffungskosten aktivierten immateriellen Vermögensgegenstände werden pro rata

temporis über die voraussichtliche Nutzungsdauer planmäßig linear abgeschrieben. Außerplan-

mäßige Abschreibungen waren nicht erforderlich.

Sachanlagen werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, solche mit zeitlich begrenzter

Nutzungsdauer abzüglich planmäßiger Abschreibungen, angesetzt. Die beweglichen Anlagegü-

ter werden entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer pro rata temporis linear ab-

geschrieben. Außerplanmäßige Abschreibungen waren nicht erforderlich.

Geringwertige bewegliche Anlagegüter mit einem Einzelanschaffungspreis bis zu EUR 800,00

werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben. Ihr sofortiger Abgang wird unterstellt.

Die Bewertung der Waren erfolgt zu Anschaffungskosten.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind mit dem Nominalbetrag angesetzt. Er-

kennbaren Einzelrisiken ist - soweit erforderlich - durch Bildung angemessener Einzelwertbe-

richtigungen ausreichend Rechnung getragen worden. Eine Pauschalwertberichtigung wurde

nicht gebildet.

Die flüssigen Mittel sind in Höhe ihres Nennwerts angesetzt.

Ausgaben vor dem Abschlussstichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem

Tag darstellen, sind unter dem Rechnungsabgrenzungsposten aktiv abgegrenzt.

Bei Bildung der Rückstellungen ist den erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten

angemessen Rechnung getragen worden. Sie sind in Höhe des notwendigen Erfüllungsbetra-

ges angesetzt. Bei der Bewertung von Rückstellungen werden erwartete Preis- und Kostenstei-

gerungen berücksichtigt und Verpflichtungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr mit

dem laufzeitadäquaten durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschäftsjah-

re abgezinst. Die Preis- und Kostensteigerungen orientieren sich an der Teuerungsrate und
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wurden über die jeweilige Laufzeit der Rückstellung mit Sätzen zwischen 1 % und 2 % berück-

sichtigt.

Die Verbindlichkeiten werden mit dem jeweiligen Erfüllungsbetrag passiviert.

II. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN POSTEN DER BILANZ UND DER GEWINN- UND VER-

LUSTRECHNUNG

Erläuterungen zur Bilanz

Anlagevermögen

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist unter Angabe der Abschreibun-

gen des Geschäftsjahres im Anlagenspiegel (Anlage zum Anhang) dargestellt.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Es werden keine Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände mit einer Restlaufzeit von

mehr als einem Jahr ausgewiesen.

Unter den Forderungen werden Forderungen gegen Gesellschafterin in Höhe von

EUR 12.199,35 ausgewiesen. Diese betreffen Forderungen aus der Betriebskostenabrechnung

für 2021 der Zentralgasthof Weinböhla GmbH gegenüber der Gemeinde in Höhe von

EUR 6.100,56, aus der umsatzsteuerlichen Organschaft in Höhe von EUR 3.444,40 für das Jahr

2020 und EUR 906,89 für das Jahr 2021, eine Einmietung vom 08.12.2021 über EUR 319,50

und die Weiterberechnung der Hausmeisterdienste an die Bibliothek in Höhe von EUR 1.428,00

jeweils für das Jahr 2021.

Eigenkapital

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 25.000 und wird in voller Höhe von der Ge-

meinde Weinböhla gehalten.
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Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen betreffen Personalrückstellungen, erwartete Rückzahlungen von

Fördermitteln, Aufwendungen für die Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses und aus-

stehende Rechnungen.

Verbindlichkeiten

In den erhaltenen Anzahlungen sind zum Bilanzstichtag Anzahlungen in Höhe von TEUR 5 mit

einer Restlaufzeit von über einem Jahr enthalten. Im Übrigen werden nur Verbindlichkeiten mit

einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr ausgewiesen. Die Verbindlichkeiten wurden nicht durch

Pfandrechte oder ähnliche Rechte gesichert.

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse betreffen:

2021

TEUR

2020

TEUR

Erlöse aus Kartenverkäufen 33 53

Einnahmen aus Vermietung an Fremdveranstalter 27 36

Erlöse aus Restaurantverpachtung 13 13

Erlöse aus Foyerbar 9 9

Erlöse Fahrradmuseum und Fahrraderlebniswelt Velocium 8 1

Erlöse aus Druckerzeugnissen 1 1

Erlöse aus Garderobe 0 1

Sonstige 3 2

94 116
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Sonstige betriebliche Erträge

Der Posten beinhaltet neben der Kulturraumförderung in Höhe von TEUR 135 auch Zuschüsse

der Agentur für Arbeit für Beschäftigte der Gesellschaft in Höhe von TEUR 23, die Erstattungen

nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz in Höhe von TEUR 4, die Erträge für die Weiterbe-

rechnung der Betriebskosten für die nicht durch den Zentralgasthof genutzten Räumlichkeiten

2020 in Höhe von TEUR 4 sowie periodenfremde Erträge aus der Ausbuchung von Gutscheinen

in Höhe von TEUR 1.

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Es sind periodenfremde  Aufwendungen in Höhe von TEUR 8 innerhalb der sonstigen betriebli-

chen Aufwendungen enthalten. Diese beinhalten TEUR 5 für eine Fußbodensanierung, die in

2020 abgeschlossen war und 2021 in Rechnung gestellt wurde. Weiterhin sind TEUR 2 für die

Nebenkostenabrechnung 2020 sowie TEUR 1 für die Abrechnung der Gema für Vorjahre ent-

halten.

III. ERGÄNZENDE ANGABEN

Sonstige finanzielle Verpflichtungen

bis zu einem Jahr

EUR

zwischen einem
und fünf Jahren

EUR

von mehr als
fünf Jahren

EUR

Pachtverträge 132.000,00 0,00 0,00
Honorarverträge 19.100,00 0,00 0,00
Mietverträge 1.074,00 4.296,00 0,00

152.174,00 4.296,00 0,00

Haftungsverhältnisse

Haftungsverhältnisse bestehen zum Stichtag nicht. 
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Abschlussprüferhonorar

Für das Geschäftsjahr 2021 sind Honorare für Abschlussprüfungsleistungen in Höhe von

TEUR 4 entstanden.

Unternehmensorgane

Verwaltungsorgane sind die Gesellschafterversammlung, der Verwaltungsrat und die Ge-

schäftsführung.

Geschäftsführung

Als alleinige Geschäftsführerin ist seit dem 1. April 2020 Frau Antje Wiedemann bestellt.

Auf die Angabe des Geschäftsführergehaltes wird unter Berufung auf § 286 Abs. 4 HGB ver-

zichtet.

Verwaltungsrat

Der Verwaltungsrat setzt sich wie folgt zusammen:

Herr Siegfried Zenker Bürgermeister der Gemeinde Weinböhla

Vorsitzender

Frau Uta Kunze Stellvertretende Vorsitzende

Rentnerin

Herr Andreas Overheu Rentner

Herr Andreas Weidmann Selbständiger Gewerbetreibender  

Herr Peter Arndt Rentner 

Personal

Im Jahresdurchschnitt wurden einschließlich der Geschäftsführerin 10 Mitarbeiter (Vj.: 6) be-

schäftigt. Davon waren im Jahresdurchschnitt 4 Aushilfen beschäftigt.
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Ergebnisverwendung

Der Abschluss zum 31. Dezember 2021 weist einen Jahresfehlbetrag von EUR 222.138,92 aus.

Die Geschäftsführung schlägt der Gesellschafterversammlung vor, den Jahresfehlbetrag mit der

Kapitalrücklage zu verrechnen.

IV. NACHTRAGSBERICHT

Als Vorgang nach dem Bilanzstichtag ist hervorzuheben, dass sich seit Anfang 2020 das Coro-

navirus (COVID-19) weltweit ausgebreitet hat und auch in 2021 die Entwicklung weiter maßgeb-

lich beeinträchtigt. Dies bringt erhebliche Risiken für die Gesellschaft mit sich, vor allem erhebli-

che Umsatzausfälle über eine unbestimmte Zeit und aufgrund nachfolgender Einschränkungen

ein ungünstigeres Einnahme/Aufwand-Verhältnis. Auf die Ausführungen im Lagebericht im Ab-

schnitt 3 wird verwiesen. Es besteht in der Folge mit Blick auf die weitere Entwicklung und den

Bestand der Gesellschaft eine wesentliche Unsicherheit darüber, zu welchem Zeitpunkt die Ge-

sellschaft ihre Geschäftstätigkeit wieder vollumfänglich wahrnehmen kann und in welchem Um-

fang die Gesellschaft bis dahin ausreichende Einnahmen zur Deckung ihrer Ausgaben generie-

ren kann. Zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung sind die meisten einschränkenden Maßnahmen

zur Eindämmung des Virus beendet, können aber je nach Virusbelastung wieder aufgenommen

werden. Soweit schlussendlich ein wirtschaftlicher Ausgleich nicht möglich ist, könnten weitere

Maßnahmen durch die Gesellschafterin erforderlich werden, um den Bestand der Gesellschaft

zu sichern.

Weiterhin werden sich künftig Auswirkungen des am 24. Februar 2022 ausgebrochenen

Ukraine-Krieges ergeben, die sich in zusätzlichen Belastungen, insbesondere infolge der über-

durchschnittlich ansteigenden Teuerungsrate, und Umsatzeinbußen niederschlagen können.

Hinzuweisen ist vor allem auf steigende Betriebskosten. Ein Gasembargo könnte noch weitrei-

chende Folgen für den Veranstaltungsbetrieb nach sich ziehen. Die Dimension dieser Auswir-

kungen kann derzeit nicht beziffert werden. Es kann aber auch hier nicht ausgeschlossen wer-

den, dass zur Sicherung des Bestands der Gesellschaft weitere Maßnahmen der Gesellschafte-

rin erforderlich werden.
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Weitere Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres ein-

getreten und weder in der Gewinn- und Verlustrechnung noch in der Bilanz berücksichtigt sind,

haben sich nicht ergeben.

Der Geschäftsführung sind keine Vorfälle nach Schluss des Geschäftsjahres bekannt, die zu ei-

ner geänderten Bewertung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens führen

würden.

Weinböhla, den 24. April 2022

Antje Wiedemann

Geschäftsführerin
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ENTWICKLUNG DES ANLAGEVERMÖGENS IM GESCHÄFTSJAHR 2021

ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN KUMULIERTE ABSCHREIBUNGEN NETTOBUCHWERTE

1. Jan. 2021 Zugänge Abgänge 31. Dez. 2021 1. Jan. 2021 Zugänge Abgänge 31. Dez. 2021 31. Dez. 2021 31. Dez. 2020
EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

SACHANLAGEN

Betriebs- und Geschäftsausstattung 93.628,84 0,00 0,00 93.628,84 93.618,84 0,00 0,00 93.618,84 10,00 10,00

93.628,84 0,00 0,00 93.628,84 93.618,84 0,00 0,00 93.618,84 10,00 10,00
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RECHTLICHE, WIRTSCHAFTLICHE UND STEUERLICHE VERHÄLTNISSE 

Rechtliche Verhältnisse

 Firma Zentralgasthof Weinböhla GmbH

 Rechtsform GmbH

 Gründung 10. Mai 2004

 Sitz Weinböhla

 Handelsregister-Eintragung Amtsgericht Dresden, HRB 22632

 Gesellschaftsvertrag Gültig i. d. F. vom 5. Dezember 2017

 Geschäftsjahr Kalenderjahr

 Gegenstand des

Unternehmens

Gegenstand der Gesellschaft ist die Durchführung von Ver-

anstaltungen aller Art in eigener Regie oder durch mietwei-

se Überlassung von Räumen und Einrichtungen an dritte

Veranstalter; Betrieb und Verpachtung einer Gastronomie

und eines Hotels; Betrieb einer Informationszentrale, von

Museen sowie anderer Einrichtungen für Fremdenverkehr,

Sport, Freizeit und Tourismus; Erbringung von Dienst-

leistungen im Rahmen von Veranstaltungen Dritter sowie

die betriebsorganisatorische Betreuung von Veranstaltun-

gen und Veranstaltungsgebäuden.

 Stammkapital EUR 25.000,00 (voll eingezahlt)

 Gesellschafter/-in Gemeinde Weinböhla (100 %)

 Organe Verwaltungsorgane sind die Gesellschafterversammlung,

der Verwaltungsrat und die Geschäftsführung.
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 Gesellschafterversammlung/

Verwaltungsrat

Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung. Die

Aufgaben des Verwaltungsrates ergeben sich im Einzelnen

aus § 9 des Gesellschaftsvertrags, die der Gesellschafts-

versammlung aus § 11 des Gesellschaftsvertrags.

Im Geschäftsjahr fanden drei Verwaltungsratssitzungen

statt. Hauptinhalte der Sitzungen waren neben den Be-

schlüssen:

 der Geschäftsverlauf in den einzelnen Geschäftsberei-

chen

 der Wirtschaftsplan 2021 und der Wirtschaftsplan 2022

 Geschäftsführung Mit Gesellschafterbeschluss vom 19. September 2019 wur-

de Frau Antje Wiedemann mit Wirkung ab 1. April 2020 zur

alleinigen Geschäftsführerin bestellt.

 Beschlüsse zum

Vorjahresabschluss

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020, dem ein un-

eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wurde, wurde

in der Gesellschafterversammlung am 17. Juni 2021 vorbe-

haltlich der Zustimmung des Gemeinderats und in der Ge-

sellschafterversammlung am 14. Dezember 2021 nach er-

teilter Zustimmung des Gemeinderats festgestellt. Es wur-

de beschlossen, den Jahresfehlbetrag mit der Kapitalrück-

lage zu verrechnen.

Der Geschäftsführung wurde für das Geschäftsjahr 2020

Entlastung erteilt. 
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Wirtschaftliche Verhältnisse

Pachtvertrag:

Zwischen der Gemeinde Weinböhla und der Gesellschaft wurde am 30. Dezember 2003 ein Be-

triebspachtvertrag über die Verpachtung des Betriebs gewerblicher Art "Zentralgasthof Wein-

böhla" abgeschlossen. Der Betriebspachtvertrag wurde mit 1. Nachtrag vom 10. Novem-

ber 2006 hinsichtlich der monatlichen Pachthöhe geändert. Der 2. Nachtrag datiert vom 27. No-

vember 2007. Darin wurden die Regelungen zur Instandsetzung des Pachtgegenstandes über-

arbeitet. Mit dem 3. Nachtrag vom 23. Dezember 2011 erfolgte eine Anpassung des Pachtge-

genstandes. Im 4. Nachtrag vom 20. September 2012 erfolgte eine Spezifizierung hinsichtlich

der Zuständigkeiten für Instandhaltungsmaßnahmen und Wartungskosten. 

Unterpachtvertrag für den Bereich Gastronomie (Pestorado):

Mit Wirkung zum 15. Februar 2018 erfolgte am 21. Dezember 2017 mit Frau Melanie Prohl, In-

haberin des Einzelunternehmens "Pestorado", der Abschluss eines Unterpachtvertrages über

die Verpachtung des Gastronomiebereichs des "Zentralgasthof Weinböhla". Das Unterpachtver-

hältnis wurde bis zum 31. Dezember 2018 fest vereinbart. Nach diesem Zeitpunkt verlängert es

sich jeweils um ein Jahr, wenn es nicht vorher mit einer Frist von drei Monaten auf das Ende ei-

nes Pachtjahres schriftlich gekündigt wird. Ab Juni 2018 wurde ein monatlicher Pachtzins in Hö-

he von EUR 600 (netto) vereinbart, welcher ab Juni 2019 auf EUR 850 (netto) angehoben wur-

de. Die Betriebskostenvorauszahlungen betragen seit März 2018 EUR 500 (netto) monatlich. In

der Verwaltungsratssitzung vom 11. Mai 2020 wurde eine dauerhafte Reduzierung der Betriebs-

kostenvorauszahlung auf EUR 350 (netto) monatlich beschlossen. Zum Jahresende erfolgt eine

Abrechnung über die Betriebskosten. Der Unterpachtvertrag wurde durch den Unterpächter zum

31. Dezember 2021 gekündigt.
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Steuerliche Verhältnisse

 Zuständiges Finanzamt Meißen

 Steuernummer 209/123/02432

 Steuererklärungen/-bescheide Die Steuererklärungen für das Veranlagungs-

jahr 2020 sind abgegeben; Bescheide hierfür

liegen noch nicht vor.

 Steuerliche Außen-/Sonderprüfungen Die letzte steuerliche Außenprüfung fand vom

12. April 2018 bis zum 9. Mai 2018 für die

Steuerarten Gewerbe-, Körperschaft- und Um-

satzsteuer statt und umfasste die Veranla-

gungszeiträume 2013 bis 2015. Der Prüfungs-

bericht datiert vom 27. Juni 2018. Die Prü-

fungsfeststellungen führten zu einer geringen

Umsatzsteuernachzahlung, welche im Jahres-

abschluss 2018 berücksichtigt wurde. Im Übri-

gen ergaben sich keine Änderungen der Be-

steuerungsgrundlagen.

 Organschaft Zwischen der Zentralgasthof Weinböhla GmbH

und der Gemeinde Weinböhla besteht eine

umsatzsteuerliche Organschaft. 
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AUFGLIEDERUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN DER POSTEN DES JAHRESABSCHLUSSES
ZUM 31. DEZEMBER 2021

BILANZ

A K T I V A 

A. Anlagevermögen 2

B. Umlaufvermögen 2

C. Rechnungsabgrenzungsposten 3

P A S S I V A

A. Eigenkapital 4

B. Rückstellungen 4

C. Verbindlichkeiten 5

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 6



ANLAGE IV
Seite 2

BILANZ

A K T I V A 

A. Anlagevermögen EUR 10,00
Vorjahr EUR 10,00

Sachanlagen EUR 10,00
Vorjahr EUR 10,00

Der Posten beinhaltet ausschließlich Betriebs- und Geschäftsausstattung.

B. Umlaufvermögen EUR 276.266,83
Vorjahr EUR 258.456,96

I. Vorräte EUR 2.829,47
Vorjahr EUR 5.359,47

Fertige Erzeugnisse und Waren EUR 2.829,47
Vorjahr EUR 5.359,47

Der Posten beinhaltet Souvenirs und Waren der Vinothek sowie der Foyerbar.

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände EUR 27.459,87
Vorjahr EUR 58.168,42

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen EUR 7.611,34
Vorjahr EUR 0,00

2. Forderungen gegen Gesellschafterin EUR 12.199,35
Vorjahr EUR 6.129,67

31.12.2021
EUR

31.12.2020
EUR

Betriebskostenabrechnung 6.100,56 292,27
Umsatzsteuer 4.351,29 4.427,40
Sonstige Lieferungen und Leistungen 1.747,50 1.410,00

12.199,35 6.129,67
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3. Sonstige Vermögensgegenstände EUR 7.649,18
Vorjahr EUR 52.038,75

31.12.2021
EUR

31.12.2020
EUR

Forderung gegen die Agentur für Arbeit 5.231,54 0,00
Kartenabrechnung Reservix 1.607,77 0,00
Forderungen gegen die Künstlersozialkasse 644,70 1.747,81
Forderungen gegen Krankenkassen 165,17 0,00
November- und Dezemberhilfe 0,00 50.260,20
Weiterberechnungen 0,00 26,40
Forderungen gegen Personal 0,00 4,34

7.649,18 52.038,75

III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten und Schecks EUR 245.977,49

Vorjahr EUR 194.929,07

31.12.2021
EUR

31.12.2020
EUR

Kasse 830,37 1.130,35
Sparkasse Meißen 245.147,12 193.798,72

245.977,49 194.929,07

C. Rechnungsabgrenzungsposten EUR 797,75
Vorjahr EUR 1.628,92

31.12.2021
EUR

31.12.2020
EUR

Versicherungen 522,62 1.105,95
Werbekosten 275,13 400,00
Sonstige 0,00 122,97

797,75 1.628,92
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P A S S I V A

A. Eigenkapital EUR 122.630,00
Vorjahr EUR 169.768,92

I. Gezeichnetes Kapital EUR 25.000,00
Vorjahr EUR 25.000,00

II. Kapitalrücklage EUR 319.768,92
Vorjahr EUR 247.337,94

Entwicklung:
EUR

Stand 1.1.2021 247.337,94
Zuschuss der Gemeinde Weinböhla (einschließlich Sitzgemeindeanteil) 175.000,00
Ausgleich Jahresfehlbetrag 2020 -102.569,02
Stand 31.12.2021 319.768,92

Der Jahresfehlbetrag des Vorjahres wurde aufgrund des Gesellschafterbeschlusses vom

17. Juni 2021 mit der Kapitalrücklage verrechnet.

III. Jahresfehlbetrag EUR -222.138,92
Vorjahr EUR -102.569,02

B. Rückstellungen EUR 50.213,04
Vorjahr EUR 14.800,00

Sonstige Rückstellungen EUR 50.213,04
Vorjahr EUR 14.800,00

Zusammensetzung:

1.1.2021
EUR

Inanspruch-
nahme
EUR

Auflösung
EUR

Zuführung
EUR

31.12.2021
EUR

Personalrückstellungen

 Urlaub 4.400,00 4.400,00 0,00 7.100,00 7.100,00

 Überstunden 2.500,00 2.500,00 0,00 1.950,00 1.950,00
6.900,00 6.900,00 0,00 9.050,00 9.050,00

Sonstige Rückstellungen

 Rückzahlung von

Fördermitteln 0,00 0,00 0,00 18.713,04 18.713,04

 Jahresabschluss- und

Prüfungskosten 7.700,00 3.530,00 0,00 7.500,00 11.670,00

 Ausstehende

Rechnungen 200,00 0,00 0,00 10.580,00 10.780,00
7.900,00 3.530,00 0,00 36.793,04 41.163,04

14.800,00 10.430,00 0,00 45.843,04 50.213,04
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C. Verbindlichkeiten EUR 104.231,54
Vorjahr EUR 75.526,96

1. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen EUR 74.026,32
Vorjahr EUR 52.163,36

Enthalten sind Kartenvorverkäufe für eigene Veranstaltungen, die im Folgejahr stattfinden.

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen EUR 16.379,86
Vorjahr EUR 10.879,15

3. Sonstige Verbindlichkeiten EUR 13.825,36
Vorjahr EUR 12.484,45

31.12.2021
EUR

31.12.2020
EUR

Gutscheine 7.359,93 7.421,68
Rückzahlungsverpflichtungen aus Veranstaltungen 1.887,30 1.887,30
Verbindlichkeiten gegenüber dem Finanzamt
 Lohn- und Kirchensteuer 1.421,39 1.207,19
Betriebskostenendabrechnung Restaurant 1.416,25 0,00
Kartenverkäufe Fremdveranstaltungen 1.253,80 1.369,00
Verbindlichkeiten aus Lohn und Gehalt 249,69 34,39
Verbindlichkeiten gegenüber Krankenkassen 0,00 254,89
Kreditorische Debitoren 0,00 247,50
Sonstige 237,00 62,50

13.825,36 12.484,45
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

1. Umsatzerlöse EUR 93.815,86
Vorjahr EUR 116.429,38

2021
EUR

2020
EUR

Kartenverkäufe 33.211,39 52.169,50
Vermietung an Fremdveranstalter 26.941,27 36.185,40
Verpachtung Restaurant 13.209,87 13.065,00
Foyerbar 9.098,27 8.919,30
Velocium 7.701,00 841,00
Provisionen 1.414,90 2.146,03
Tourismus 1.331,10 1.459,36
Anzeigenschaltung 600,00 500,00
Druckerzeugnisse 263,06 266,99
Garderobe 45,00 876,80

93.815,86 116.429,38

2. Sonstige betriebliche Erträge EUR 174.446,87
Vorjahr EUR 227.754,64

2021
EUR

2020
EUR

Ordentliche Erträge
 Weiterberechnung von Betriebskosten 5.126,52 0,00

 Sonstige Weiterberechnungen 1.564,87 1.893,82
6.691,39 1.893,82

Neutrale Erträge

 Zuschuss Kulturraum laufender Betrieb 135.000,00 135.000,00
 Zuschüsse der Agentur für Arbeit und anderer

Einrichtungen 22.953,35 22.456,19
 Periodenfremde Erträge 4.926,57 865,10
 Erstattung AAG 3.845,71 7.140,73

 Erstattung SV-Anteil KUG 546,11 138,60
 Versicherungsentschädigungen 483,74 0,00
 November- und Dezemberhilfe 0,00 60.260,20

167.755,48 225.860,82
174.446,87 227.754,64
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3. Materialaufwand EUR 76.352,14
Vorjahr EUR 75.595,84

2021
EUR

2020
EUR

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
 Wareneingang Gastronomie 4.626,53 1.228,79
 Wareneingang Tourismus 1.890,74 1.965,51

6.517,27 3.194,30
Aufwendungen für bezogene Leistungen
 Künstlerhonorare 26.434,07 31.397,78

 Pacht für unterverpachtete Gebäudeteile 19.200,00 14.400,00
 Miete technische Ausrüstung 11.421,52 11.116,50
 Gebühren Ticketabrechnung 5.268,21 5.603,17
 Umsatzabhängige Gebühren und Beiträge

Sonstige Abgaben (GEMA, Rundfunk) 2.099,70 1.826,02
Beiträge Künstlersozialkasse 1.023,04 1.449,19

3.122,74 3.275,21

 Fremdleistungen Veranstaltungen 3.070,00 6.372,30
 Sonstige bezogene Leistungen 1.318,33 236,58

69.834,87 72.401,54
76.352,14 75.595,84

4. Personalaufwand EUR 194.268,61
Vorjahr EUR 186.407,91

2021
EUR

2020
EUR

Löhne und Gehälter 159.610,16 155.112,94
Soziale Abgaben 34.658,45 31.294,97

194.268,61 186.407,91

5. Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und
Sachanlagen EUR 0,00

Vorjahr EUR 333,90
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6. Sonstige betriebliche Aufwendungen EUR 219.630,90
Vorjahr EUR 184.265,39

2021
EUR

2020
EUR

Ordentliche Aufwendungen
 Miet- und Pachtkosten für Räume 112.800,00 84.600,00
 Gas, Wasser, Strom, Heizung 36.487,17 33.486,89
 Beratungs-, Prüfungs- und Buchführungskosten 16.805,50 16.037,67
 Werbe- und Reisekosten 15.958,34 22.805,86
 Raumkosten 8.174,60 7.047,96
 Wartungskosten für Hard- und Software 3.368,71 1.755,82

 Porto und Fernmeldekosten 3.180,99 2.717,11
 Nicht abziehbare Vorsteuer 3.135,52 1.066,26
 Sonstige Mieten für bewegliche und unbewegliche

Wirtschaftsgüter 2.322,29 2.284,10
 Versicherungen, Beiträge, Gebühren, Abgaben 2.274,76 2.607,75
 Reparatur- und Instandhaltungskosten 1.168,56 2.374,80

 Bürobedarf 1.104,44 876,82
 Nebenkosten Geldverkehr 1.095,00 974,56

 Betriebsbedarf 674,08 1.246,19
 Abfallentsorgung 519,68 657,64

 Zeitschriften und Bücher 508,76 348,69
 Sonstige 2.422,90 1.968,75

212.001,30 182.856,87
Neutrale Aufwendungen

 Periodenfremde Aufwendungen 7.629,60 107,52
 Ausfallhonorare 0,00 1.300,00

 Buchverluste aus Anlagenabgängen 0,00 1,00
7.629,60 1.408,52

219.630,90 184.265,39

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen EUR 150,00
Vorjahr EUR 150,00

8. Ergebnis nach Steuern EUR -222.138,92
Vorjahr EUR -102.569,02

9. Jahresfehlbetrag EUR -222.138,92
Vorjahr EUR -102.569,02
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PRÜFUNG DER ORDNUNGSMÄSSIGKEIT DER GESCHÄFTSFÜHRUNG UND DER WIRT-
SCHAFTLICHEN VERHÄLTNISSE NACH § 53 HGrG (IDW PS 720)

1. Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte

Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus

schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die

Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen

diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Im Gesellschaftsvertrag sind die Rechte und Pflichten des Verwaltungsrates (§§ 7 bis 9)

sowie der Geschäftsführerin (§ 6) festgelegt. 

Eine darüber hinausgehende Geschäftsordnung bzw. ein Geschäftsverteilungsplan liegt

nicht vor und ist u. E. aufgrund der Größe und Struktur der Gesellschaft nicht erforderlich. 

Im Rahmen unserer Prüfungshandlungen konnten wir feststellen, dass die Verteilung der

Aufgaben sowie die Einbindung des Überwachungsorgans sachgerecht sind. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und

wurden Niederschriften hierüber erstellt?

Im Geschäftsjahr fanden drei Verwaltungsratssitzungen sowie drei Gesellschafterver-

sammlungen statt. Hauptinhalte der Sitzungen waren:

 die Feststellung des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2020;

 die Verwendung des Jahresergebnisses aus dem Geschäftsjahr 2020;

 die Entlastung des Verwaltungsrates und der Geschäftsführung für das Geschäftsjahr

2020;

 der Wirtschaftsplan 2021 und 2022;

 die Wahl des Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 2021;

 der Geschäftsverlauf.

Die entsprechenden Protokolle lagen uns vor. 
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c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5

AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Die Geschäftsführerin ist in keinen weiteren Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien

i. S. d. § 125 Abs.1 Satz 5 des Aktiengesetzes tätig. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan)

individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt

nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger

Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Auf die Angabe der Geschäftsführerbezüge wird unter Bezugnahme auf § 286 Abs. 4

HGB verzichtet. Der Verwaltungsrat erhielt gemäß seinem Beschluss vom 14. Dezember

2010 ab dem Geschäftsjahr 2011 Sitzungsgelder für seine Tätigkeit. Im Geschäftsjahr

2021 wurden keine Sitzungsgelder an die Mitglieder des Verwaltungsrates gezahlt.

2. Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-

ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprü-

fung?

Die gegenwärtige Größe der Gesellschaft erfordert keinen Organisationsplan. Die Fest-

stellungen hinsichtlich der Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten sind in den Anstel-

lungsverträgen geregelt und werden entsprechend umgesetzt. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-

ren wird?

Aufgrund der gegenwärtigen Größe der Gesellschaft liegt kein gesonderter Organisations-

plan vor. 
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c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-

kumentiert?

In der Zentralgasthof Weinböhla GmbH sind wesentliche miteinander unvereinbare Funkti-

onen organisatorisch voneinander getrennt, um die Umgehung von Vorschriften und Zu-

ständigkeiten zu verhindern. 

Insbesondere erfolgte die Buchhaltung im Geschäftsjahr durch eine Steuerberatungsge-

sellschaft, wodurch eine externe Erfassung und Verarbeitung der Geschäftsvorfälle erfolg-

te.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal-

wesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben,

dass diese nicht eingehalten werden?

Aufgrund der Größe der Gesellschaft ist die Geschäftsführung über sämtliche Prozesse

informiert. Der Gesellschaftsvertrag sowie die Vorgaben und Beschlüsse des Verwal-

tungsrates stellen geeignete Richtlinien für wesentliche Entscheidungsprozesse dar. Dies

betrifft insbesondere die Festlegung zur Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung. 

Anhaltspunkte für die Nichteinhaltung haben sich nicht ergeben.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-

waltung, EDV)?

Verträge werden grundsätzlich ordnungsgemäß durch die Geschäftsführung dokumen-

tiert. 

Das Velocium wird seit Herbst 2020 in Räumlichkeiten des Gesellschafters betrieben. Der

zugehörige Nutzungsvertrag liegt bislang noch immer nur als nicht unterzeichneter Ent-

wurf vor. Im Jahr 2021 wurde die Energieversorgung des Zentralgasthofs auf Veranlas-

sung des Gesellschafters als Vermieter umgestellt. Auch hierfür liegen noch keine final

abgeschlossenen Verträge zwischen den Beteiligten vor.
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3. Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-

jekten – den Bedürfnissen des Unternehmens?

Grundlage aller Führungsentscheidungen bildete der bestätigte Wirtschaftsplan 2021.

Der Planungshorizont beträgt fünf Jahre. Entsprechende Änderungen von Planungsansät-

zen erfolgen, sofern sich Annahmen und Bedingungen, die als Grundlagen für diese An-

sätze dienten, verändern. 

Die Planungen, ihr Umfang sowie die Planungsorganisation insgesamt entsprechen den

Bedürfnissen der Gesellschaft. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Planabweichungen werden systematisch durch die Geschäftsführerin hinsichtlich ihrer Ur-

sachen untersucht. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und

den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen der Gesellschaft. Auf Ebene der ein-

zelnen Veranstaltungen werden durch die Geschäftsführung fortlaufende Auswertungen

(Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben nach Durchführung einer jeden Veran-

staltung) erstellt. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liqui-

ditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Die Liquidität wird durch eine laufende Liquiditätskontrolle überwacht. Insbesondere er-

folgt eine wöchentliche Kontrolle der bestehenden Bankkonten. Kreditaufnahmen waren

im Geschäftsjahr nicht zu verzeichnen. 
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e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht ein-

gehalten worden sind?

Ein zentrales Cash-Management besteht nicht.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-

den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forde-

rungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Die Gesellschaft erzielt im Wesentlichen Einnahmen aus Eintrittsgeldern für Veranstaltun-

gen. Diese Entgelte werden über das Kassensystem sofort vereinnahmt bzw. zeitnah und

vollständig in Rechnung gestellt. Das Mahnwesen erfolgt zentralisiert und ermöglicht eine

konsequente Forderungseintreibung. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Funktionen des Controllings, die alle wesentlichen Unternehmensbereiche umfassen, wer-

den durch die Geschäftsführerin wahrgenommen. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche

Beteiligung besteht?

Entfällt.

4. Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig

erkannt werden können?

Die Beurteilung von Risiken erfolgt in Anbetracht der Betriebsgröße als unmittelbarer Be-

standteil der operativen Arbeit der Geschäftsführerin.
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Als wesentliche Risiken für die Zentralgasthof Weinböhla GmbH wurden durch die Ge-

schäftsführung erkannt:

 Risiken aus der Corona-Virus-Pandemie

 Risiken infolge des Krieges in der Ukraine

 Risiken aus der Durchführung von Veranstaltungen hinsichtlich ihrer Akzeptanz bei der

Bevölkerung;

 Risiken aus der Finanzierung von Großveranstaltungen;

 Risiken aus sinkenden Einnahmen aus der Vermietung für Fremdveranstaltungen;

 Risiken aus der Fixkostenremanenz bei sinkender Veranstaltungszahl;

 Risiken aus der Erhöhung oder Rationierung von Strom- und Gaskosten;

 weitere, im Lagebericht einzeln benannte Risiken im kaufmännischen und rechtlichen

sowie im technischen Bereich.

Um diesen Risiken entgegenzuwirken, werden umfangreiche Werbemaßnahmen getätigt,

wobei insbesondere Besucher aus anderen Regionen auf das Angebot der Zentralgasthof

Weinböhla GmbH aufmerksam gemacht werden sollen. 

Beratungen der Geschäftsführerin mit der Gesellschafterin und einer Steuerberatungsge-

sellschaft erfolgen regelmäßig. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Die oben dargestellte Vorgehensweise ist geeignet, entsprechende Risiken abzuwehren.

Aufgrund unserer Prüfungshandlungen haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die

genannten Maßnahmen zur Risikofrüherkennung nicht durchgeführt werden.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Es besteht kein schriftlich dokumentiertes Risikomanagementhandbuch. Im Rahmen un-

serer Prüfung stellten wir fest, dass die einzelnen Risiken und Maßnahmen zu deren Ab-

wehr/Begrenzung dem Verwaltungsrat zur Kenntnis gebracht und in den entsprechenden

Sitzungen ausgiebig erörtert wurden. Weiterhin werden einzelne Risiken durch die Ge-

schäftsführung im Lagebericht benannt.
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen

abgestimmt und angepasst?

Die Ergebnisse der Analysen werden kontinuierlich in den Besprechungen der Aufsichts-

organe ausgewertet und fließen in Führungsentscheidungen ein.

5. Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Die Gesellschaft setzt auskunftsgemäß keine Finanzinstrumente ein. Die Beantwortung

des Fragenkomplexes entfällt daher.

6. Interne Revision

Eine Innenrevision als eigenständige Stelle besteht aufgrund der Unternehmensgröße

nicht und ist auch derzeit nicht vorgesehen. Sämtliche Kontrollaufgaben werden durch die

Organe der Gesellschaft wahrgenommen. Die Beantwortung des Fragenkomplexes ent-

fällt daher.

7. Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Ge-

schäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-

chungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht

eingeholt worden ist?

Anhaltspunkte, dass die Regelungen bei zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und

Maßnahmen nicht eingehalten wurden, haben sich nicht ergeben.
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b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-

wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Es erfolgte keine Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-

men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-

nommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Derartige Anhaltspunkte haben wir nicht festgestellt. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-

schlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Derartige Anhaltspunkte haben wir nicht festgestellt.

8. Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-

materielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Eine Investitionsplanung von wesentlichem Umfang durch die Gesellschaft ist im Wirt-

schaftsplan grundsätzlich nicht fixiert, da Investitionen (außer geringwertige Wirtschafts-

güter) gemäß Pachtvertrag von der Gemeinde Weinböhla durchgeführt werden. Investitio-

nen werden im Gemeinderat hinsichtlich ihrer Durchführbarkeit und ihres Nutzens unter-

sucht und durch diesen bestätigt. 

Für den Zeitraum 2022 bis 2027 hat die Gesellschaft einen Investitionsplan über TEUR 87

vorgelegt, der Arbeitsmittel, Bühnentechnik, Mobiliar und die Ausstattung potenzieller neu-

er Veranstaltungsobjekte betrifft.
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-

mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Prei-

ses zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Be-

teiligungen)?

Investitionen wurden im Jahr 2021 nicht getätigt.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend

überwacht und Abweichungen untersucht?

Entfällt unter Berücksichtigung von a).

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-

ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Wirtschaftsplan für 2021 sind nur Investitionen in Höhe von TEUR 2 für die regelmäßi-

ge Beschaffung von geringwertigen Wirtschaftgütern vorgesehen, da gemäß Pachtvertrag

durchzuführende Investitionen durch die Gesellschafterin, die Gemeinde Weinböhla, erfol-

gen sollen.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge

nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Es wurden keine Leasingverträge bzw. vergleichbare Verträge im Sinne der gestellten

Frage durch die Gesellschaft abgeschlossen. 

9. Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B.

VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen haben sich nicht erge-

ben.
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b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-

gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Die bestehenden Lieferantenbeziehungen werden in der Regel am Markt überprüft. Kon-

kurrenzangebote werden auskunftsgemäß eingeholt und fließen in laufende Vertragsver-

handlungen ein.

10. Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Die Gesellschafterin und der Verwaltungsrat wurden regelmäßig durch die Geschäftsfüh-

rerin über die Entwicklung der Gesellschaft unterrichtet.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Die uns im Rahmen der Prüfung vorgelegten Dokumente und Protokolle dokumentieren

eine angemessene Berichterstattung der Gesellschaft gegenüber den Überwachungsor-

ganen, die einen zutreffenden Eindruck von der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft

vermitteln. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-

nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-

nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen

oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Die Organe wurden über wesentliche Vorgänge zeitnah unterrichtet. 

Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle

lagen nicht vor. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan

auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Auf besonderen Wunsch hatte die Geschäftsführung dem Verwaltungsrat im Geschäfts-

jahr nicht zu berichten. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Anhaltspunkte für eine unzureichende Berichterstattung ergaben sich nicht. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsor-

gan erörtert?

Im Geschäftsjahr 2021 wurde erstmalig eine D&O-Versicherung bei der Allianz

Versicherungs-Aktiengesellschaft abgeschlossen. Die Versicherungssumme beträgt

TEUR 500 pro Versicherungsfall bei einer Höchstleistung von TEUR 500 pro Versiche-

rungsjahr.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-

fengelegt worden?

Es ergaben sich keine offenzulegenden Interessenskonflikte.

11. Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-

gen?

Offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen besteht nicht. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Auffälligkeiten liegen nicht vor. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu

den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-

gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Aufgrund unserer Prüfungsfeststellungen ergaben sich keine Anhaltspunkte dafür, dass

die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder

niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird.

12. Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen

Investitionsverpflichtungen finanziert werden?

Die Kapitalstruktur setzt sich wie folgt zusammen:

2021
TEUR %

2020
TEUR %

Eigenkapital
Rückstellungen

123
50

44,3
18,1

169
15

65,0
5,8

Verbindlichkeiten 104 37,6 76 29,2

Kapital 277 100,0 260 100,0

Zum Abschlussstichtag bestehen keine wesentlichen Investitionsverpflichtungen.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Die Beantwortung der Frage entfällt.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Ga-

rantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass

die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beach-

tet wurden?

Die Gesellschaft erhielt eine Einlage von der Gesellschafterin in Höhe von TEUR 175.

Darüber hinaus wurden Zuschüsse aus der Kulturraumförderung in Höhe von TEUR 135
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für den laufenden Betrieb, Zuschüsse für Eingliederungen von Arbeitnehmern in Höhe von

TEUR 23 und Kurzarbeitergeld in Höhe von TEUR 1 gewährt.

Anhaltspunkte, dass Auflagen der Zuschussgeber nicht beachtet wurden, haben sich nicht

ergeben. Für die in 2020 bilanzierte November- und Dezemberhilfe wurden Rückstellun-

gen aufgrund genauer Nachberechnung (gegenüber dem Antragsstand) im Jahresab-

schluss berücksichtigt.

13. Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-

ausstattung?

Die Zentralgasthof Weinböhla GmbH erhält Zuschüsse durch die Gesellschafterin zur Ver-

lustabdeckung und Eigenkapitalstärkung. Im Berichtsjahr verminderte sich die Eigenkapi-

talausstattung der Gesellschaft um TEUR 46 auf TEUR 123, was wesentlich auf corona-

pandemiebedingte Einschränkungen der Geschäftstätigkeit ohne Kompensation durch au-

ßerordentliche Wirtschaftshilfen zurückzuführen ist.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung)

mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Die Geschäftsführerin wird der Gesellschafterin vorschlagen, den Jahresfehlbetrag des

Berichtsjahres mit der Kapitalrücklage zu verrechnen, was der wirtschaftlichen Lage der

Gesellschaft entspricht. 

14. Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen?

Entfällt.
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b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis wurde durch die beschränkenden Verordnungen als Reaktion auf die

Corona-Pandemie und die hieraus resultierenden Ausfälle, Verschiebungen bzw. Kapazi-

tätsminderungen von Veranstaltungen und Einmietungen geprägt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere

Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaf-

tern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Die Leistungsbeziehungen mit der Gesellschafterin wurden auf Basis diverser vertragli-

cher Regelungen getroffen. Bei Festsetzung der Konditionen orientiert man sich aus-

kunftsgemäß an einem Drittvergleich. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Entfällt.

15. Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Die Verluste entstehen aus der laufenden Geschäftstätigkeit der Zentralgasthof Weinböh-

la GmbH. Eine Deckung der Fixkosten durch die Einnahmen aus dem laufenden Geschäft

konnte im Geschäftsjahr nur teilweise realisiert werden.

Defizite im Kulturbereich sind inhärent immer gegeben. Diese werden durch Zuschüsse

ausgeglichen.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-

che Maßnahmen handelt es sich?

Wir verweisen auf Punkt a).



ANLAGE V
Seite 15

16. Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertrags-

lage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Wir verweisen auf die Ausführungen zu Fragenkreis 15 a).

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage

des Unternehmens zu verbessern?

Im Jahr 2021 wurde damit begonnen, die Preise für Einmietungen zu erhöhen.

Nach wie vor steht die Optimierung der Ergebnisse der Veranstaltungen im Vordergrund,

die durch ein kontinuierliches Controlling überwacht werden sollen. Zusätzlich sollen die

Anstrengungen weiterhin darauf gerichtet werden, einen optimalen Veranstaltungsmix zu

finden sowie ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Vermietung und Durchführung eige-

ner Veranstaltungen zu erreichen. Dabei sind stets die Restriktionen des Kulturraums zu

beachten. Zur Erfüllung dieser Ziele tritt die Geschäftsführerin regelmäßig mit bekannten

und neuen Agenturen in Kontakt.

Zur Kapitalstärkung leistete die Gesellschafterin im Geschäftsjahr 2021 eine Einlage in

Höhe von TEUR 175 bei einem geplanten Defizit in Höhe von TEUR 175.

Aktuell steht im Vordergrund, die Folgen der Corona-Virus-Pandemie zu überwinden. Das

bedeutet, einen Weg zu finden, Zeiten ohne regulären Veranstaltungsbetrieb zu finanzie-

ren, Zeiten mit eingeschränkter Geschäftstätigkeit und daraus resultierendem erhöhten

Aufwand bei geringen Einnahmen wirtschaftlich zu optimieren und dann die Rückkehr zu

einem regulären Geschäftsbetrieb zu gestalten. Es ist hier mit einem längeren Übergangs-

zeitraum zu rechnen.

Durch die Corona-Krise und den Ukrainekrieg könnte die Ertrags- und Finanzkraft der Ge-

sellschaft künftig weiterhin oder auch noch stärker beeinträchtigt werden. Zusätzliche

Maßnahmen des Gesellschafters könnten zur Bewältigung der Krise notwendig werden.
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